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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Regelung der Beziehungen zwischen Ärzten, Zahnärzten und 
Krankenkassen (Kassenarztrecht) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderungen der Reichsversicherungsordnung 

Im Vierten Abschnitt des Zweiten Buches 
erhalten die §§ 368 bis 368 n unter der Über- 
schrift: 

„VI. Beziehungen zwischen den Ärzten, 
den Zahnärzten und den Krankenkassen 
(Kassenarztrecht)“ 

folgende Fassung: 

„§ 368 

(1) Ärzte, Zahnärzte und Krankenkassen 
(§ 225) wirken in gemeinsamer Selbstverwal- 
tung zur Sicherstellung der ärztlichen Versor- 
gung der Versicherten und ihrer Angehörigen 
zusammen. Ihre Beziehungen regeln sich nach 
den Vorschriften der §§ 368 — 368 n. Die Re- 
gelung erstreckt sich auf: 

die Zulassung zur kassenärztlichen Tätig- 
keit (§§ 368 a — 368 c), 

die Grundsätze für die kassenärztliche 
Tätigkeit (§§ 368 d — 368 f), 

das Vertragswesen und das Schlichtungs- 
wesen (§§ 368 g — 368 h), 

die Bildung von Kassenärztlichen Vereini- 
gungen (§§ 368 i — 368 k), 

die Errichtung von Landes- und Bundes- 
ausschüssen der Ärzte und Kranken- 
kassen (§§ 368 1 — 368 n). 


Soweit sich die folgenden Vorschriften auf 
Ärzte beziehen, gelten sie entsprechend für 
Zahnärzte. 

(2) Die ärztliche Versorgung der Versicher- 
ten und ihrer Angehörigen (kassenärztliche 
Versorgung) umfaßt die ärztliche Behandlung 
(§ 182). Zu ihr gehören auch die Anordnung 
der Hilfeleistung anderer Personen, die Ver- 
ordnung von Arznei und Heilmitteln und von 
Krankenhauspflege, sowie die Ausstellung der 
für den Empfang sonstiger Leistungen der 
Krankenkassen erforderlichen Bescheinigungen. 

§ 368 a 

(1) Um die freie Wahl der Versicherten 
unter einer genügenden Zahl von Ärzten und 
eine ausreichende ärztliche Versorgung zu ge- 
währleisten, müssen so viele Ärzte zugelassen 
werden, daß im Zulassungsbezirk (§ 368 b 
Abs. 1) in der Regel 

auf je sechshundert Versicherte minde- 
stens ein Arzt und 

auf je eintausendzweihundertundfünfzig 
Versicherte mindestens ein Zahnarzt 

entfallen (Verhältniszahl). Die Bundesaus- 
schüsse (§ 368 1 Abs. 1 Satz 1) bestimmen, ob 
und inwieweit Personen, denen auf Grund des 
§ 363 a oder anderer gesetzlicher Vorschriften 
ärztliche Behandlung zu gewähren ist, auf die 
Zahl der Versicherten anzurechnen sind. 

(2) Die Zulassung erfolgt für einen oder 

mehrere Orte oder für Ortsteile (Kassenarzt- 
sitz). * 

(3) Um die Zulassung kann sich jeder Arzt 
bewerben, der durch die Eintragung in ein 
Arzt-, Zahnarztregister (Arztregister) nach- 
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weist, daß seine Ausbildung, seine persönliche 
und seine berufliche Eignung den in der Zu- 
lassungsordnung (§ 368 c) vorgeschriebenen 
Voraussetzungen genügen. Die Arztregister 
werden von den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen für jeden Zulassungsbezirk geführt. 
Die Eintragung in ein Arztregister berechtigt 
zur Bewerbung im ganzen Bundesgebiet. 

(4) Die Zulassung bewirkt, daß der Kassen- 
arzt ordentliches Mitglied der für seinen 
Kassenarztsitz zuständigen Kassenärztlichen 
Vereinigung und der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigung wird und diesen gegenüber zur 
Teilnahme an der kassenärztlichen Versorgung 
berechtigt und verpflichtet ist; die Bestim- 
mungen der Bundesausschüsse (§ 368 m Abs. 1) 
und die vertraglichen Vorschriften über die 
kassenärztliche Versorgung (§ 368 g) sind für 
ihn verbindlich. 

(5) Die Zulassung kann nur entzogen wer- 
den, wenn 

ihre Voraussetzungen nicht oder nicht 
mehr vorliegen, 

der Kassenarzt die kassenärztliche Tätig- 
keit nicht aufnimmt oder nicht mehr aus- 
übt, 

der Kassenarzt seine kassenärztlichen 
Pflichten gröblich verletzt. 

(6) Die angestellten oder im Beamtenver- 
hältnis stehenden leitenden Krankenhausärzte 
(Chefärzte und Leiter selbständiger Fachabtei- 
lungen) sind auf Antrag für die Dauer ihrer 
Tätigkeit am Krankenhause an der kassen- 
ärztlichen Versorgung auf Überweisung durch 
Kassenärzte zu beteiligen. Die Voraussetzung 
für die Beteiligung ist die Eintragung des 
Krankenhausarztes in das Arztregister; die Be- 
stimmungen des Absatzes 3 gelten insoweit ent- 
sprechend. Für die Dauer und den Umfang 
ihrer Beteiligung haben diese Ärzte die Rechte 
und Pflichten der Kassenärzte. Die Beteiligung 
kann nur unter den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 5 widerrufen werden. 

§ 368 b 

(1) Zur Beschlußfassung und Entscheidung 
in Zulassungssachen errichten die Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen und die Landesverbände 
der Krankenkassen für den Bezirk jeder Kas- 
senärztlichen Vereinigung oder für Teile dieses 
Bezirks (Zulassungsbezirk) 

einen Zulassungsausschuß für Ärzte und 
einen Zulassungsausschuß für Zahnärzte. 
Die Zulassungsausschüsse bestehen aus Ver- 
tretern der Ärzte und der Krankenkassen in 


gleicher Zahl. Die Vertreter der Ärzte und 
deren Stellvertreter werden von den Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen, die Vertreter der 
Krankenkassen und deren Stellvertreter von 
den Landesverbänden der Krankenkassen be- 
stellt. Unter den Vertretern der Ärzte soll ein 
in das Arztregister eingetragener nichtzuge- 
lassener Arzt sein. Die Mitglieder der Zulas- 
sungsausschüsse versehen ihr Amt als Ehren- 
amt; sie sind an Weisungen nicht gebunden. 
Den Vorsitz führt abwechselnd ein Vertreter 
der Ärzte und der Krankenkassen. Die Zu- 
lassungsausschüsse beschließen mit einfacher 
Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gilt 
ein Antrag als abgelehnt. Die Geschäfte der 
Zulassungsausschüsse werden bei den Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen oder deren Unter- 
gliederungen geführt. Die Kosten der Zulas- 
sungsausschüsse werden, soweit sie nicht durch 
Gebühren gedeckt sind, je zur Hälfte von den 
Kassenärztlichen Vereinigungen und den 
Landesverbänden der Krankenkassen getragen. 
Die Vorschriften der §§ 115 — 117 über die 
Rechtshilfe gelten entsprechend. 

(2) Gegen die Entscheidungen der Zulas- 
sungsausschüsse über die Zulassung und über 
die Entziehung der Zulassung sowie über die 
Beteiligung und den Widerruf der Beteili- 
gung nach § 368 a Absatz 6 können die be- 
teiligten Ärzte, die Kassenärztlichen Vereini- 
gungen und die Landesverbände der Kranken- 
kassen binnen einem Monat nach Zustellung 
der Entscheidung Berufung an den Berufungs- 
ausschuß einlegen; die Berufung bewirkt Auf- 
schub, wenn nicht der Berufungsausschuß auf 
Antrag des Zulassungsausschusses die sofortige 
Vollziehung der Entscheidung anordnet. 

(3) Die Kassenärztlichen Vereinigungen und 
die Landesverbände der Krankenkassen errich- 
ten für den Bezirk jeder Kassenärztlichen 
Vereinigung 

einen Berufungsausschuß für Ärzte und 

einen Berufungsausschuß für Zahnärzte. 

Nach Bedarf können mehrere Berufungsaus- 
schüsse für den Bezirk einer Kassenärztlichen 
Vereinigung oder es kann ein gemeinsamer 
Berufungsausschuß für die Bezirke mehrerer 
Kassenärztlicher Vereinigungen errichtet wer- 
den. Die Berufungsausschüsse bestehen aus 
einem Vorsitzenden mit der Befähigung zum 
Richteramt und aus Vertretern der Ärzte und 
der Krankenkassen in gleicher Zahl als Bei- 
sitzer. Uber den Vorsitzenden sollen sich die 
Beisitzer einigen; kommt eine Einigung nicht 
zustande, so beruft ihn die oberste Verwal- 
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tungshehörde im Benehmen mit den Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen und den Landesver- 
bänden der Krankenkassen. Die Vorschriften 
des Absatzes 1 Sätze 3 bis 5 und 8 bis 10 gel- 
ten entsprechend. Die Berufungsausschüsse be- 
schließen mit einfacher Stimmenmehrheit. 

(4) Die Aufsicht über die Geschäftsführung 
der Zulassungsausschüsse und der Berufungs- 
ausschüsse führen die obersten Verwaltungs- 
behörden. Die Aufsichtsbehörde beruft in 
sinngemäßer Anwendung der Vorschriften 
der Absätze 1 und 3 die Vertreter der Ärzte 
und der Krankenkassen, wenn und solange 
eine Bestellung durch die Kassenärztlichen 
Vereinigungen oder die Landesverbände der 
Krankenkassen nicht erfolgt. 

§ 368 c 

(1) Das Nähere über die Zulassung regeln 
die Zulassungsordnung für Ärzte und die 
Zulassungsordnung für Zahnärzte. Die Zu- 
lassungsordnungen werden nach Anhörung 
der Bundesausschüsse vom Bundesminister 
für Arbeit als Rechtsverordnung erlassen. 

(2) Die Zulassungsordnungen müssen ins- 
besondere Bestimmungen enthalten über 

die Zahl der zuzulassenden Ärzte 
(§ 368 a Abs. 1), 

die Bildung der Zulassungsbezirke, 
die Führung der Arztregister durch die 
Kassenärztlichen Vereinigungen und die 
Führung von Bundesarztregistern durch 
die Kassenärztlichen Bundesvereinigun- 
gen, sowie das Recht auf Einsicht in die 
Arztregister und die Registerakten, 
die Voraussetzungen und das Verfahren 
für die Eintragungen im Arztregister, 
die Zahl und die Bestellung der Mitglie- 
der der Zulassungsausschüsse und der 
Berufungsausschüsse sowie ihrer Stell- 
vertreter, ihre Amtsdauer, ihre Amts- 
führung und die ihnen zu gewährende 
Entschädigung, 

die Geschäftsführung der Ausschüsse, 
das Verfahren vor den Ausschüssen, 
die Verfahrensgebühren und die Vertei- 
lung der Kosten der Ausschüsse auf die 
beteiligten Verbände, 
die Bestimmung und die Ausschreibung 
der Kassenarztstellen, 
die Voraussetzungen für die Zulassung 
hinsichtlich der Ausbildung und der per- 
sönlichen und beruflichen Eignung 
(§ 368 a Abs. 2 Satz 1), 


die Grundsätze für die Auswahl unter 
den Bewerbern, 

die Beendigung, das Ruhen und die vor- 
übergehende oder endgültige Entzie- 
hung der Zulassung (§ 368 a Abs. 3), 
den Umfang der Beteiligung der leiten- 
den Krankenhausärzte (§ 368 a Abs. 6). 

(3) Die Zulassungsordnungen bestimmen 
das Nähere über die Beschäftigung von Assi- 
stenten und Vertretern der Kassenärzte; sie 
können Bestimmungen über eine gemein- 
schaftliche Ausübung kassenärztlicher Tätig- 
keit durch mehrere Kassenärzte treffen. 

§ 368 d 

(1) Der Versicherte hat, vorbehaltlich der 
Vorschriften der Absätze 2 und' 3, die freie 
Wahl unter den Kassenärzten, den Universi- 
tätspolikliniken, den Zahnkliniken der Kran- 
kenkassen, sowie im Uberweisungsfall unter 
den Krankenhäusern und den Eigeneinrich- 
tungen der Krankenkassen. Nichtzugelassene 
Ärzte darf er nur in dringenden Fällen in 
Anspruch nehmen. 

(2) Der Kassenarzt ist zu Krankenbesuchen 
außerhalb seines Praxisbereichs nur in drin- 
genden Fällen verpflichtet. Nimmt der Ver- 
sicherte ohne zwingenden Grund einen ande- 
ren als den nächsterreichbaren Kassenarzt in 
Anspruch, so hat er die Mehrkosten zu 
tragen. 

(3) Der Versicherte soll den Kassenarzt 
nicht ohne triftigen Grund wechseln. Die 
Bundesausschüsse bestimmen das Nähere; sie 
können insbesondere bestimmen, daß der 
Versicherte längstens für die Dauer eines Jah- 
res den Kassenarzt nur mit Zustimmung der 
Krankenkasse und der Kassenärztlichen Ver- 
einigung wechseln darf. 

(4) Die Übernahme der Behandlung ver- 
pflichtet den Kassenarzt dem Versicherten 
gegenüber zur Sorgfalt nach den Vorschriften 
des bürgerlichen Vertragsrechts. 

§ 368 e 

(1) Der Versicherte hat Anspruch auf die 
ärztliche Versorgung, die zur Pfeilung oder 
Linderung nach den Regeln der ärztlichen 
Kunst zweckmäßig und ausreichend ist (§ 182 
Abs. 2). Leistungen, die für die Erzielung 
des Heilerfolges nicht notwendig oder un- 
wirtschaftlich sind, kann der Versicherte nicht 
beanspruchen; der Kassenarzt darf sie nicht 
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bewirken oder verordnen, es sei denn, daß 
der Versicherte sich bereit erklärt, die Kosten 
dafür zu tragen. 

(2) Versicherte, Krankenkassen, Kassen- 
ärzte und Kassenärztliche Vereinigungen sind 
verpflichtet, alle Ausgaben zu Lasten der 
Krankenversicherung zu vermeiden, die mit 
den Grundsätzen wirtschaftlicher Behand- 
lungsweise nicht vereinbar sind. 

§ 368 f 

(1) Die Krankenkasse entrichtet für die 
gesamte kassenärztliche Versorgung (§ 368 
Abs. 2) mit befreiender Wirkung eine Ge- 
samtvergütung an die Kassenärztliche Ver- 
einigung. Die Kassenärztliche Vereinigung 
verteilt die Gesamtvergütung unter die Kas- 
senärzte. Sie wendet dabei den Verteilungs- 
maßstab an, den sie unter beratender Mit- 
wirkung der Verbände der Krankenkassen 
festgesetzt hat; der Verteilung kann auch ein 
von den Bundesausschüssen beschlossener Ge- 
bührentarif zugrunde gelegt werden. Bei der 
Verteilung sind Art und Umfang der Lei- 
stungen des Kassenarztes zu berücksichtigen; 
eine Verteilung der Gesamtvergütung nur 
nach der Zahl der Behandlungsfälle (Kran- 
kenscheine) ist nicht zulässig. Der Vertei- 
lungsmaßstab soll Maßnahmen gegen eine 
übermäßige Tätigkeit einzelner Kassenärzte 
vorsehen. 

(2) Die Höhe der Gesamtvergütung be- 
stimmt sich nach der jeweiligen Zahl der 
Versicherten und dem durchschnittlichen 
Jahresbedarf eines Versicherten an kassen- 
ärztlichen Leistungen (Kopf pauschale). Bei 
der Festsetzung des Kopfpauschales sind zu 
berücksichtigen: 

1. die in einem von den Vertragsparteien zu 
vereinbarenden Zeitraum (Ausgangszeit- 
raum) ausgeführten ärztlichen Leistungen 
einschließlich der ärztlichen Sachleistungen, 
der Wegegebühren, der Leistungen von 
nicht zugelassenen Ärzten in dringenden 
Fällen und der Behandlung von Versicher- 
ten außerhalb des Kassenbezirks, 

2. die für die Leistungen nach Nr. 1 im Aus- 
gangszeitraum aufgewendeten Ausgaben, 

3. die seit der letzten Festsetzung des Kopf- 
pauschales eingetretene allgemeine Preis- 
und Lohnentwicklung, insbesondere der 
Grundlohnsumme, 

4. die seit diesem Zeitpunkt eingetretene Ver- 
mehrung oder Verminderung der ärzt- 
lichen Leistungen. 


Das Kopfpauschale wird für jede Kranken- 
kasse berechnet und im Gesamtvertrag 
(§ 368 g Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3) festge- 
setzt. Der Gesamtvertrag muß Bestimmun- 
gen enthalten über die Anpassung des Kopf- 
pauschales an eine während der Laufzeit des 
Vertrages eintretende Vermehrung oder Ver- 
minderung der kassenärztlichen Leistungen 
und an die Entwicklung der Grundlohn- 
summe. In den Bundesmantelverträgen 
(§ 368 g Abs. 2 Satz 2) sind allgemeine 
Grundsätze über die Festsetzung und die An- 
passung des Kopfpauschales aufzustellen (Ver 
gütungsabkommen). 

(3) Abweichend von den Vorschriften des 
Abs. 2 kann im Gesamtvertrage vereinbart 
werden, daß die Gesamtvergütung nach 
einem Fallpauschale oder nach Einzelleistun- 
gen oder nach einem System berechnet wird, 
das sich aus der Verbindung mehrerer Berech- 
nungsarten ergibt. Gegen den Willen einer 
Vertragspartei kann eine solche Vereinba- 
rung nicht durch Entscheidung der Schieds- 
ämter (§ 368 h) ersetzt werden. 

(4) Im Gesamtvertrag kann vereinbart 
werden, daß die Vergütung ärztlicher Sach- 
leistungen, die nicht von Kassenärzten aus- 
geführt werden, nicht in die Gesamtver- 
gütung einbezogen wird. Die Vergütung 
ärztlicher Sachleistungen und zahnärztlicher 
Behandlung, die in Eigeneinrichtungen der 
Krankenkassen oder ihrer Verbände aus- 
geführt werden, soll in der Regel 
nicht in die Gesamtvergütung einbezogen 
werden. Zahl und Umfang der Eigen- 
einrichtungen dürfen nur auf Grund ver- 
traglicher Vereinbarung und nicht zum 
Nachteil der Kassenärzte vermehrt werden. 
Für die Fälle, in denen nach Satz 1 und 2 
die Vergütung ärztlicher Leistungen nicht in 
die Gesamtvergütung einbezogen wird, sollen 
die Bundesausschüsse Bestimmungen oder 
Richtlinien für die Vergütung der von den 
Kassenärzten ausgeführten Leistungen be- 
schließen; sie können dabei von den Vor- 
schriften des Abs. 2 abweichen. 

(5) Soweit Verträge über die Vergütung 
ärztlicher Sachleistungen mit Krankenhäu- 
sern bestehen, dürfen entsprechende Leistun- 
gen der Kassenärzte innerhalb des Kassenbe- 
zirkes nicht geringer vergütet werden, als die 
in den Krankenhäusern ausgeführten Sach- 
leistungen. Das gleiche gilt für die Vergütung 
ärztlicher Sachleistungen in Eigeneinrichtun- 
gen der Krankenkassen oder ihrer Verbände. 
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(6) Für die stationäre Behandlung in Kran- 
kenanstalten (§ 368 g Abs. 4), für die ärzt- 
liche Behandlung der Rentner und ihrer An- 
gehörigen, sowie sonstiger Versicherter, für 
die der Beitrag nicht nach dem Grundlohn 
entrichtet wird, sowie für die ärztliche Be- 
handlung solcher Personen, für die die Kran- 
kenkassen nach der Vorschrift des § 363 a 
oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften 
die Gewährung ärztlicher Behandlung über- 
nehmen, müssen die Verträge über die kas- 
senärztliche Versorgung (§ 368 g) besondere 
Bestimmungen über die Vergütung der ärzt- 
lichen Leistungen enthalten, soweit die Ver- 
gütung nicht unmittelbar durch andere 
Kostenträger erfolgt. Die Bundesausschüsse 
beschließen die erforderlichen Bestimmungen 
oder Richtlinien. 

§ 368 g 

(1) Die kassenärztliche Versorgung ist im 
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und 
der Bestimmungen der Bundesausschüsse 
durch schriftliche Verträge der Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen mit den Krankenkassen 
und ihren Verbänden so zu regeln, daß eine 
gleichmäßige, ausreichende, zweckmäßige und 
wirtschaftliche Versorgung der Kranken ge- 
währleistet ist, und daß die ärztlichen Lei- 
stungen unter Berücksichtigung der wirt- 
schaftlichen Lage der Krankenkassen ange- 
messen vergütet werden. 

(2) Die Kassenärztlfchen Vereinigungen 
oder in deren Auftrag ihre Untergliederun- 
gen schließen mit den Krankenkassen Ge- 
samtverträge über die kassenärztliche Ver- 
sorgung. Den allgemeinen Inhalt der Ge- 
samtverträge vereinbaren die Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen mit den Spitzenverbän- 
den der Krankenkassen in Mantelverträgen 
(Bundesmantelverträge). Die Bundesmantel- 
verträge können nach Maßgabe bezirklicher 
Bedürfnisse durch Vereinbarungen der Kas- 
senärztlichen Vereinigungen mit den Landes- 
verbänden der Krankenkassen ergänzt wer- 
den (Landesmantelverträge). 

(3) Gesamtverträge mit Krankenkassen, 
deren Bereich sich über den Bereich einer 
Kassenärztlichen Vereinigung hinaus er- 
streckt, werden von den Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen geschlossen; sie kön- 
nen den Abschluß den beteiligten Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen übertragen. 

(4) Die ärztliche Behandlung bei Kranken- 
hauspflege (stationäre Behandlung in Kran- 
kenhäusern) ist nur insoweit Gegenstand der 


Verträge über die kassenärztliche Versor- 
gung, als sie durch Kassenärzte erfolgt und 
die Vergütung nicht durch den Pflegesatz 
abgegolten wird. 

(5) Zur Überwachung der Durchführung 
der Verträge, zur Vorbereitung der Anpas- 
sung laufender Verträge an veränderte Ver- 
hältnisse und zur Vorbereitung des Abschlus- 
ses neuer Verträge sind in allen Verträgen 
paritätisch besetzte Vertragsausschüsse vor- 
zusehen; die Bundesausschüsse regeln das 
Nähere durch Bestimmungen oder Richt- 
linien. 

(6) Kommt ein Vertrag über die kassen- 
ärztliche Versorgung ganz oder teilweise 
nicht zustande oder ergeben sich Zweifel 
über die Auslegung eines solchen Vertrages, 
so hat das Schiedsamt (§ 368 h Abs. 4) auf 
Antrag einer der Vertragsparteien eine Eini- 
gung über den Inhalt des Vertrages zu ver- 
mitteln und, wenn die Vertragsparteien sich 
nicht einigen können, einen Vermittlungs- 
vorschlag zu machen. Wird der Vermittlungs- 
vorschlag von den Vertragsparteien nicht an- 
genommen, so setzt das Schiedsamt den In- 
halt des Vertrages fest; die Festsetzung hat 
die rechtliche Wirkung einer vertraglichen 
Vereinbarung. 

(7) Kündigt eine Vertragspartei einen Ver- 
trag, so hat sie gleichzeitig die Kündigung 
dem zuständigen Schiedsamt schriftlich mit- 
zuteilen. Kommt bis zum Ablauf eines Ver- 
trages ein neuer Vertrag nicht zustande, so 
hat das Schiedsamt dessen Inhalt spätestens 
innerhalb von drei Monaten festzusetzen; 
bis zur Entscheidung des Schiedsamts gelten 
vorläufig die Bestimmungen des abgelau- 
fenen Vertrages weiter. Die Einlegung eines 
Rechtsmittels (§ 368 h Abs. 4 Satz 3) gegen 
die Entscheidung des Schiedsamts hat keine 
aufschiebende Wirkung. 

§ 368 h 

(1) Die Kassenärztlichen Vereinigungen 
und die Landesverbände der Krankenkassen 
errichten für den Bezirk jeder Kassenärzt- 
lichen Vereinigung oder für die Bezirke meh- 
rerer Kassenärztlicher Vereinigungen 

ein Landesschiedsamt für die kassenärzt- 
liche Versorgung und 
ein Landesschiedsamt für die kassen- 
zahnärztliche Versorgung. 

Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
und die Spitzenverbände der Krankenkassen 
errichten 
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ein Bundesschiedsamt für die kassen- 
ärztliche Versorgung und 
ein Bundesschiedsamt für die kassen- 
zahnärztliche Versorgung. 

(2) Die Landesschiedsämter bestehen aus 
einem Vorsitzenden mit der Befähigung zum 
Richteramt und aus Vertretern der Ärzte 
und der Krankenkassen in gleicher Zahl als 
Beisitzer. Die Vertreter der Ärzte und deren 
Stellvertreter werden von den Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen, die Vertreter der 
Krankenkassen und deren Stellvertreter von 
den Landesverbänden der Krankenkassen be- 
stellt. Über den Vorsitzenden und seinen 
Stellvertreter sollen sich die Kassenärztlichen 
Vereinigungen und die Landesverbände der 
Krankenkassen einigen; kommt eine Eini- 
gung nicht zustande, so beruft ihn und sei- 
nen Stellvertreter die oberste Verwaltungs- 
behörde im Benehmen mit den Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen und den Landesverbän- 
den der Krankenkassen. Die Mitglieder der 
Landesschiedsämter versehen ihr Amt als 
Ehrenamt; sie sind an Weisungen nicht ge- 
bunden. Die Kosten der Landesschiedsämter 
werden, soweit sie nicht durch Gebühren 
gedeckt sind, je zur Hälfte von den Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen und den Landesver- 
bänden der Krankenkassen getragen. 

(3) Die Bundesschiedsämter bestehen aus 
drei unparteiischen Mitgliedern mit der Be- 
fähigung zum Richteramt und aus Vertretern 
der Ärzte und der Krankenkassen in gleidher 
Zahl. Die Vertreter der Ärzte werden von 
den Kassenärztlichen Bundesvereinigungen, 
die Vertreter der Krankenkassen von den 
Spitzenverbänden der Krankenkassen be- 
stellt. Je ein unparteiisches Mitglied und sei- 
nen Stellvertreter beruft der Bundesminister 
für Arbeit auf Vorschlag der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen und der Spitzenver- 
bände der Krankenkassen. Über den Vor- 
sitzenden und seinen Stellvertreter sollen sich 
die Kassenärztlidhen Bundesvereinigungen 
und die Spitzenverbände der Krankenkassen 
einigen; kommt eine Einigung nicht zustande, 
so beruft sie der Bundesminister für Arbeit 
im Benehmen mit den Kassenärztlichen Bun- 
desvereinigungen und den Spitzenverbänden 
der Krankenkassen. Die Vorschriften des 
Abs. 2 Sätze 4 und 5 gelten entsprechend. 

(4) Die Landesschiedsämter sind zuständig 
für die Festsetzung und die verbindliche Aus- 
legung der Landesmantelverträge und der 
Gesamtverträge. Die Bundesschiedsämter sind 
zuständig für die Festsetzung und die ver- 


bindliche Auslegung der Bundesmantelver- 
träge und der in § 368 g Abs. 3 Satz 1 be- 
zeichnten Gesamtverträge. Gegen die Ent- 
scheidungen der Landesschiedsämter können 
die Vertragsparteien binnen einem Monat 
nach Zustellung der Entscheidung das Bun- 
desschiedsamt anrufen. Die Anrufung be- 
wirkt, vorbehaltlich der Vorschrift des 
§ 368 g Abs. 7 Satz 3, Aufschub, bei Streit 
über die Höhe der Gesamtvergütung jedoch 
nur hinsichtlich des streitigen Teiles; bis zur 
Entscheidung ist die Vergütung im übrigen 
in der Höhe fortzuzahlen, in der sie vor der 
angefochtenen Entscheidung gewährt wurde. 

(5) Die Aufsicht über die Geschäftsfüh- 
rung der Landesschiedsämter führen die ober- 
sten Verwaltungsbehörden; die Aufsicht über 
die Geschäftsführung der Bundesschiedsämter 
führt der Bundesminister für Arbeit; § 368 b 
Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. 

(6) Die Geschäftsführung und das Verfah- 
ren der Schiedsämter werden durch eine 
Schiedsamtsordnung geregelt. Die Schieds- 
amtsordnung erläßt nach Anhörung der Bun- 
desausschüsse der Bundesminister für Arbeit 
mit Zustimmung des Bundesrats. Die Schieds- 
amtsordnung muß insbesondere Bestimmun- 
gen enthalten über 

die Anzahl, die Bestellung, die Amts- 
dauer und die Amtsführung der Mit- 
glieder der Schiedsämter und die ihnen 
zu gewährende Entschädigung, 
die Geschäftsführung der Schiedsämter, 
das Verfahren vor den Schiedsämtern, 
die für das Verfahren zu erhebenden 
Gebühren, 

die Führung von Vertragsregistern durch 
die Schiedsämter. 

§ 368 i 

(1) Zur Erfüllung der ihnen durch dieses 
Gesetz übertragenen Aufgaben der kassen- 
ärztlichen Versorgung bilden die Kassenärzte 

die Kassenärztliche Bundesvereinigung, 
die Kassenzahnärztliche Bundesvereini- 
gung, 

(Kassenärztliche Bundesvereinigungen). Die 
Kassenärztlichen Bundesvereinigungen glie- 
dern sich in Kassenärztliche- und Kassenzahn- 
ärztliche Vereinigungen (Kassenärztliche Ver- 
einigungen) für den Bereich jedes Landes. Mit 
Zustimmung der obersten Verwaltungsbe- 
hörde können für den Bereich eines Landes 
mehrere Kassenärztlidhe Vereinigungen, mit 


7 



Zustimmung der beteiligten obersten Verwal- 
tungsbehörden kann für den Bereich mehre- 
rer Länder eine gemeinsame Kassenärztliche 
Vereinigung gebildet werden. 

(2) Die Kassenärztliche Bundesvereinigung 
und die Kassenärztlichen Vereinigungen sind 
Körperschaften des öffentlichen Rechts. Sie 
unterstehen der Aufsicht des Bundesministers 
für Arbeit; dieser führt die Aufsicht über die 
Kassenärztlichen Vereinigungen im Einver- 
nehmen mit den beteiligten obersten Ver- 
waltungsbehörden; er kann diesen mit ihrem 
Einverständnis die Ausübung der Aufsicht 
übertragen. Die Aufsicht erstreckt sich auf 
die Einhaltung von Gesetz und Satzung. 

(3) Ordentliche Mitglieder der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigung und der für ihren 
Arztsitz zuständigen Kassenärztlichen Ver- 
einigung sind die Kassenärzte und — für die 
Dauer ihrer Beteiligung — die an der kassen- 
ärztlichen Versorgung beteiligten Ärzte. 
Außerordentliche Mitglieder der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigung und der für die 
Führung des Arztregisters zuständigen Kas- 
senärztlichen Vereinigung sind die in das 
Arztregister eingetragenen nichtzugelassenen 
Ärzte. 

(4) Bei den Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gungen und den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen werden als Organe der Selbstverwal- 
tung je eine Vertreterversammlung und ein 
Vorstand gebildet. Kommt eine Wahl zu den 
Organen nicht zustande, so beruft die Auf- 
sichtsbehörde einen Beauftragten, der die Ge- 
schäfte bis zur ordnungsmäßigen Bildung der 
Organe führt. 

(5) Die Mitglieder der Vertreterversamm- 
lungen der Kassenärztlichen Vereinigungen 
werden von den ordentlichen Mitgliedern 
aus ihrer Mitte in unmittelbarer und ge- 
heimer Wahl gewählt. Die Mitglieder der 
Vertreterversammlungen der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigungen werden ent- 
sprechend der Zahl der ordentlichen Mit- 
glieder der Kassenärztlichen Vereinigungen 
von den Vertreterversammlungen der 
Kassenärztlichen Vereinigungen aus ihrer 
Mitte gewählt; der Vertreterversammlung 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung muß 
mindestens ein Vertreter jeder Kassenärzt- 
lichen Vereinigung angehören. 

(6) Die Mitglieder der Vorstände werden 
von den Vertreterversammlungen gewählt; 
den Vorständen muß ein in das Arztregister 
eingetragener nichtzugelassener Arzt ange- 


hören, der von den außerordentlichen Mit- 
gliedern zu wählen ist. Die Satzung der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung kann 
bestimmen, daß dem Vorstand der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigung außer den von 
der Vertreterversammlung gewählten Mit- 
gliedern je ein Vertreter des Vorstandes jeder 
Kassenärztlichen Vereinigung angehört; die 
Satzungen der Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen können entsprechende Bestimmungen 
über die Beteiligung ihrer Untergliederungen 
im Vorstand der Kassenärztlichen Vereini- 
gung treffen. 

(7) Die Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gungen und die Kassenärztlichen Vereini- 
gungen werden durch ihre Vorstände gericht- 
lich und außergerichtlich vertreten. Die Sat- 
zung kann bestimmen, daß auch einzelne 
Vorstandsmitglieder die Vereinigungen ver- 
treten können. Die Satzung kann mit Wir- 
kung gegen Dritte Beschränkungen des Um- 
fangs der Vertretungsmacht festlegen. 

(8) Für jede Vereinigung ist durch die 
Vertreterversamlung eine Satzung aufzu- 
stellen. Die Satzung bedarf der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde. Die Satzungen 
müssen Bestimmungen enthalten über 

Name, Bezirk und Sitz der Vereinigung, 
Zusammensetzung, W ahl, Amtsdauer, 
Amtsführung sowie Aufgaben und Be- 
fugnisse der Organe, 

Rechte und Pflichten der ordentlichen 
und der außerordentlichen Mitglieder, 
Aufbringung und Verwaltung der 
Mittel, 

Änderung der Satzung, 

Art der Bekanntmachungen. 

Die Satzungen der Kassenärztlichen Vereini- 
gungen sollen außerdem nach Bedarf Bestim- 
mungen über Untergliederungen, Verwal- 
tungs- und Abrechnungsstellen enthalten. Die 
Untergliederungen sollen in der Regel Or- 
gane nach den Vorschriften des Abs. 5 Satz 1 
und Abs. 6 Satz 1 bilden; die Satzung der 
Kassenärztlichen Vereinigung hat die Aufga- 
ben und Befugnisse dieser Organe gegenüber 
den Aufgaben und Befugnissen der Organe 
der Kassenärztlichen Vereinigungen abzu- 
grenzen. 

(9) Die Satzungen der Kassenärztlichen 
Vereinigungen müssen Bestimmungen ent- 
halten über die Befugnisse der Kassenärztli- 
chen Vereinigungen gegenüber Mitgliedern, 
die ihre kassenärztlichen Pflichten nicht oder 
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nicht ordnungsgemäß erfüllen; sie können zu 
diesem Zweck Verwarnung, Verweis und 
Geldbuße vorsehen. Die Satzungen der Kas- 
senärztlichen Bundesvereinigungen können 
Grundsätze über das Verfahren aufstellen. 

(10) Die Satzungen der Kassenärztlichen 
Vereinigungen sollen ferner unter Beachtung 
versicherungsmathematischer Grundsätze Be- 
stimmungen enthalten über eine ausreichende, 
auf die Dauer gesicherte Invaliditäts-, Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung ihrer Mit- 
glieder. Versorgungseinrichtungen dieser Art 
können mit Zustimmung der beteiligten Kas- 
senärztlichen Vereinigungen für mehrere 
Kassenärztliche Vereinigungen gemeinsam er- 
richtet oder mit bestehenden Versorgungs- 
einrichtungen verbunden werden. Die Sat- 
zungen der Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gungen können Grundsätze für die Versor- 
gungseinrichtungen aufstellen und mit Zu- 
stimmung der Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen eine gemeinsame Versorgungseinrichtung 
errichten. 

§ 368 k 

(1) Die Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gungen und die Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen sind die Träger der kassenärztlichen Ver- 
sorgung und der Beziehungen zwischen den 
Ärzten und den Krankenkassen. Die Ver- 
einigungen haben die kassenärztliche Versor- 
gung sicherzustellen und den Krankenkassen 
und ihren Verbänden gegenüber nach nähe- 
rer Bestimmung der Bundesausschüsse die Ge- 
währ dafür zu übernehmen, daß die kassen- 
ärztliche Versorgung den gesetzlichen und 
vertraglichen Erfordernissen entspricht. Die 
Vereinigungen haben die Rechte der Kassen- 
ärzte gegenüber den Krankenkassen wahrzu- 
nehmen. Sie haben die Erfüllung der den 
Kassenärzten obliegenden Pflichten zu über- 
wachen und die Kassenärzte nötigenfalls 
unter Anwendung der in Abs. 4 und in 
§ 368 i Abs. 9 vorgesehenen Maßnahmen zu 
ihrer Erfüllung anzuhalten. Mit Zustim- 
mung des Bundesministers für Arbeit kön- 
nen die Vereinigungen nach näherer Bestim- 
mung ihrer Satzungen weitere Aufgaben der 
ärztlichen Versorgung, insbesondere für die 
Ersatzkassen und für andere Träger der 
Sozialversicherung übernehmen; die Über- 
nahme ist den Bundesausschüssen mitzuteilen. 

(2) Die Vergütung für in Krankenhäusern 
gewährte ärztliche Sachleistungen ist aufzu- 
teilen in die Vergütung für die ärztliche Lei- 
stung und in die Abgeltung der notwendigen 


Aufwendungen. Die Abgeltung erfolgt nach 
Tarifen, die vom Bundesminister für Arbeit 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern erlassen werden. Die Tarife sollen 
alle für die Durchführung der ärztlichen 
Sachleistungen erforderlichen Regelungen ent- 
halten. Bei Streitigkeiten über die Durch- 
führung der Tarife entscheidet ein Schieds- 
gericht unter Ausschluß des Rechtsweges. Das 
Schiedsgericht besteht aus einem Vorsitzen- 
den mit der Befähigung zum Richteramt 
oder höheren Verwaltungsdienst und aus 
Vertretern der Ärzte und der Krankenhäuser 
in gleicher Zahl als Beisitzer. Die Vertreter 
der Ärzte und deren Stellvertreter werden 
von den Kassenärztlichen Vereinigungen, die 
Vertreter der Krankenhäuser und deren Stell- 
vertreter von der Deutschen Krankenhaus- 
gesellschaft benannt. Über den Vorsitzenden 
und seinen Stellvertreter sollen sich die 
Kassenärztlichen Vereinigungen und die 
Deutsche Krankenhausgesellschaft einigen. 
Kommt eine Einigung nicht zustande, so be- 
ruft ihn und seinen Stellvertreter bei Schieds- 
gerichten, deren Zuständigkeit sich auf meh- 
rere Länder erstreckt, der Präsident des Bun- 
desverwaltungsgerichts, sonst der Präsident 
des zuständigen Oberverwaltungsgerichts je- 
weils im Benehmen mit der Kassenärztlichen 
Vereinigung und der Deutschen Kranken- 
hausgesellschaft. Die Mitglieder der Schieds- 
gerichte versehen ihr Amt als Ehrenamt. Sie 
sind an Weisungen nicht gebunden. Die 
Kosten der Schiedsgerichte werden je zur 
Hälfte von der Kassenärztlichen Vereinigung 
und der Deutschen Krankenhausgesellschaft 
getragen. Im Benehmen mit den beteiligten 
Krankenkassen oder den Verbänden der 
Krankenkassen schließen die Vereinigungen 
Verträge mit den Universitäten, durch die 
ihre Polikliniken in dem zur Durchführung 
ihrer Lehr- und Forschungsaufgaben benö- 
tigten Umfang in die kassenärztliche Behand- 
lung der Versicherten eingeschaltet werden. 
Im übrigen sind für Schiedsgerichte zur Bei- 
legung von Streitigkeiten aus diesen Verträ- 
gen Sätze 4 bis 11 entsprechend anzuwenden. 

(3) Die gesetz- und vertragsgemäße Durch- 
führung der kassenärztlichen Versorgung, die 
Überwachung der kassenärztlichen Tätigkeit 
und die Verteilung der kassenärztlichen Ge- 
samtvergütung ist Angelegenheit der Kassen- 
ärztKchen Vereinigungen, auch soweit es sich 
um die Durchführung der von den Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigungen nach § 368 g 
Abs. 3 geschlossenen Gesamtverträge handelt. 
Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
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haben die erforderlichen Richtlinien für die 
Durchführung der von ihnen im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit geschlossenen Verträge 
aufzustellen; sie haben insbesondere die über- 
bezirkliche Durchführung der kassenärztli- 
chen Versorgung und den Zahlungsausgleich 
hierfür zwischen den Kassenärztlichen Ver- 
einigungen zu regeln. Die Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen sind verpflichtet, die 
Betriebs-, Wirtschafts- und Rechnungsfüh- 
rung der Kassenärztlichen Vereinigungen zu 
prüfen und Verstöße gegen Gesetz und Sat- 
zung der Aufsichtsbehörde mitzuteilen, wenn 
ihren Beanstandungen nicht stattgegeben 
wird; das Nähere regeln die Satzungen der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigungen. 

(4) Zur Überwachung der Wirtschaftlich- 
keit der kassenärztlichen Versorgung im ein- 
zelnen errichten die Kassenärztlichen Vereini- 
nigungen nach näherer Bestimmung der Sat- 
zung der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
Prüfungsausschüsse; die Satzung bestimmt 
insbesondere die Zusammensetzung, die Auf- 
gaben, die Befugnisse sowie das Verfahren. 

§ 368 1 

(1) Als oberste beschließende Einrichtung 
der gemeinsamen Selbstverwaltung errichten 
die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
und die Spitzenverbände der Krankenkassen 

einen Bundesausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen und einen Bundesaus- 
schuß der Zahnärzte und Krankenkassen. 

Die Kassenärztlichen Vereinigungen und die 
Landesverbände der Krankenkassen errichten 
für den Bereich jedes Landes 

einen Landesausschuß der Ärzte und 
Krankenkassen und einen Landesaus- 
schuß der Zahnärzte und Krankenkassen. 

(2) Die Bundesausschüsse bestehen aus sechs 
Vertretern der Ärzte, drei Vertretern der 
Ortskrankenkassen, je einem Vertreter der 
Betriebskrankenkassen, der Innungskranken- 
kassen und der Landkrankenkassen, sowie 
drei unparteiischen Mitgliedern. Die Vertre- 
ter der Ärzte und ihre Stellvertreter werden 
von den Kassenärztlichen Bundesvereinigun- 
gen, die Vertreter der Krankenkassen und 
ihre Stellvertreter von den Spitzenverbänden 
der Krankenkassen bestellt. Unter den 'Ver- 
tretern der Ärzte soll ein in das Arztregister 
eingetragener nichtzugelassener Arzt sein. Je 
ein unparteiisches Mitglied und seinen Stell- 
vertreter berufen der Bundesminister für 


Arbeit und der Bundesminister des Innern 
nach Anhörung der Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigungen und der Spitzenverbände der 
Krankenkassen. Uber den Vorsitzenden und 
seinen Stellvertreter sollen sich die Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigungen und die Spit- 
zenverbände der Krankenkassen einigen; 
kommt eine Einigung nicht zustande, so be- 
ruft sie der Bundesminister für Arbeit im 
Benehmen mit den Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigungen und den Spitzenverbänden 
der Krankenkassen. Die Mitglieder der Aus- 
schüsse sollen mit den Fragen der kassenärzt- 
lichen Versorgung vertraut sein; sie führen 
ihr Amt als Ehrenamt; sie sind an Weisun- 
gen nicht gebunden. Der Bundesminister für 
Arbeit erläßt nach Anhörung der Kassenärzt- 
lichen Bundesvereinigungen und der Spitzen- 
verbände der Krankenkassen die Ausfüh- 
rungsbestimmungen über die Amtsdauer, die 
Amtsführung und die Entschädigung der 
Ausschußmitglieder. Die Kosten der Aus- 
schüsse werden von den Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen und den Spitzenver- 
bänden der Krankenkassen je zur Hälfte 
nach näherer Bestimmung der Geschäftsord- 
nung getragen. 

(3) Für die Besetzung der Landesausschüsse 
gelten die Vorschriften des Abs. 2 entspre- 
chend. Die Vertreter der Ärzte und ihre 
Stellvertreter werden von den Kassenärztli- 
chen Vereinigungen, die Vertreter der Kran- 
kenkassen und ihre Stellvertreter werden von 
den Landesverbänden der Krankenkassen be- 
stellt. Je ein unparteiisches Mitglied und 
seinen Stellvertreter beruft die oberste Ver- 
waltungsbehörde auf Vorschlag der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen und der Landesver- 
bände der Krankenkassen. Uber den Vor- 
sitzenden und seinen Stellvertreter sollen sich 
die Kassenärztlichen Vereinigungen und die 
Landesverbände der Krankenkassen einigen; 
kommt eine Einigung nicht zustande, so be- 
ruft sie die oberste Verwaltungsbehörde im 
Benehmen mit den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen und den Landesverbänden der Kran- 
kenkassen. Die oberste Verwaltungsbehörde 
erläßt die Ausführungsbestimmungen. 

(4) Die Ausschüsse verhandeln und beschlie- 
ßen in der Regel ohne die unparteiischen 
Mitglieder; der Vorsitzende oder ein anderes 
von ihm beauftragtes unparteiisches Aus- 
schußmitglied kann an den Sitzungen mit 
beratender Stimme teilnehmen. Die Aus- 
schüsse stellen unter Mitwirkung der unpar- 
teiischen Mitglieder für die Führung ihrer Ge- 
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schäfte eine Geschäftsordnung auf. Die Ge- 
schäftsordnung bestimmt insbesondere, 
welche Angelegenheiten der Beschlußfassung 
des Ausschusses unter Mitwirkung der unpar- 
teiischen Mitglieder Vorbehalten sind, und in 
welchen Fällen der Ausschuß unter Mitwir- 
kung der unparteiischen Mitglieder auf An- 
trag der Vertreter der Ärzte oder der Kran- 
kenkassen über Angelegenheiten zu beschlie- 
ßen hat, über die sidi diese untereinander 
nicht einigen können. 

(5) Die Aufsicht über die Geschäftsführung 
der Bundesaussdiüsse führt der Bundesmini- 
ster für Arbeit; die Aufsicht über die Ge- 
schäftsführung der Landesausschüsse führen 
die obersten Verwaltungsbehörden, § 368 b 
Abs. 4 Satz 2 gilt entsprediend. 

§ 368 m 

(1) Die Bundesausschüsse beschließen die 
zur Sicherung einer den Vorschriften dieses 
Gesetzes entsprechenden kassenärztlichen 
Versorgung erforderlichen Bestimmung über 

1. die Zulassung zur kassenärztlichen Tätig- 
keit, 

2. die Gewähr für eine ausreichende, zweck- 
mäßige und wirtschaftliche Versorgung der 
Kranken, insbesondere über die Einfüh- 
rung neuer Untersuchungs- und Heil- 
methoden, die Gewährung ärztlicher Sach- 
leistungen, die Verordnung von Arznei- 
und Heilmitteln, die Verordnung von 
Krankenhauspflege, sowie die Beurteilung 
der Arbeitsunfähigkeit, 

3. die Verhütung übermäßiger Inanspruch- 
nahme der Krankenkassen, insbesondere 
zur Durchführung der Vorschrift des 
§ 368 e Abs. 1 Satz 2, 

4. die Sicherung angemessener Vergütung der 
ärztlichen Leistungen, insbesondere zur 
Durchführung der Vorschriften des § 368 f 
Abs. 4 und 5. 

(2) Die von den Bundesausschüssen nach 
Abs. 1 beschlossenen Bestimmungen bedürfen 
unbeschadet des 5 368 c Abs. 1 Satz 2 der 
Genehmigung des Bundesministers für Arbeit; 
sie werden im Bundesarbeitsblatt veröffent- 
licht. Kommen die für die Sicherstellung der 
kassenärztlichen Versorgung notwendigen Be- 
schlüsse der Bundesausschüsse auch unter Mit- 
wirkung der unparteiischen Mitglieder nicht 
zustande, so erläßt der Bundesminister für 
Arbeit die erforderlichen Vorschriften. 


(3) Zur Sicherung gleichmäßiger, zweck- 
mäßiger und angemessener Vertrage über die 
kassenärztliche Versorgung (§ 368 g) können 
die Bundesaussdiüsse Richtlinien für den Ab- 
schluß und den Inhalt dieser Verträge auf- 
stellen. 

(4) Mit Zustimmung des Bundesministers 
für Arbeit können die Bundesausschüsse auf 
gemeinsamen Antrag der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen und der Spitzenver- 
bände der Krankenkassen weitere Aufgaben 
zur Sicherstellung und Verbesserung der 
kassenärztlichen Versorgung übernehmen. 

§ 368 n 

(1) Die Landesausschüsse bereiten die Be- 
stimmungen und Riditlinien der Bundesaus- 
sdiüsse (§ 368 m Abs. 1 und 3) durch zweck- 
en tsprediende Vorschläge vor. 

(2) Die Landesaussdiüsse stellen für ihren 
Bezirk Richtlinien auf, welche die der Bun- 
desaussdiüsse nach Maßgabe der bezirklichen 
Bedürfnisse ergänzen. Die Richtlinien der 
Landesausschüsse dürfen von denen der Bun- 
desausschüsse nur insoweit abweichen, als es 
nach den besonderen bezirklichen Verhältnis- 
sen notwendig ist. 

(3) Die Landesaussdiüsse sollen die bezirk- 
liche und örtliche enge Zusammenarbeit zwi- 
schen Ärzten und Krankenkassen, sowie das 
Zusammenwirken des vertrauensärztlidien 
Dienstes mit Ärzten und Krankenkassen för- 
dern. 

(4) Die Landesausschüsse sind dazu beru- 
fen, Anregungen für die Durchführung von 
Maßnahmen nach § 187 Ziff. 2 und 4 für die 
Zusammenarbeit der Kassenärztlichen Verei- 
nigungen und der Krankenkassen mit den 
übrigen Trägern der Sozialversicherung und 
den Gesundheitsämtern auf dem Gebiete der 
allgemeinen Krankheitsverhütung und der 
hygienischen Volksbelehrung zu geben. “ 

Artikel 2 

Sonstige Änderungen 
der Reichsversicherungsordnung 

1. Die §§ 368 c bis 368 t, 369, 370, 370 a, 

372, 373, 374 fallen weg. 

2. In § 369 b Absatz 3 werden die Worte: 

„Der Reichsausschuß für Ärzte und Kran- 
kenkassen erläßt“ ersetzt durch die Worte: 

„Die Bundesaussdiüsse (§ 368 1 Abs. 1 

Satz 1) beschließen“. 
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3. Hinter den § 369 b wird als Überschrift 
vor § 371 eingefügt: „VII. Verhältnis zu 
Krankenhäusern, Apotheken und Heb- 
ammen“. 

Artikel 3 

Geltungsbereich des Gesetzes 

Dieses Gesetz gilt im Land Berlin, wenn 
das Land Berlin nach Artikel 87 Abs. 2 seiner 
Verfassung die Anwendung dieses Gesetzes 
beschließt. 

Artikel 4 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

S 1 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Mit dem gleichen Tage treten die bis- 
herigen bundes- und landesrechtlichen Vor- 
schriften über das Kassenarztrecht außer 
Kraft, soweit in den folgenden Vorschriften 
nichts Abweichendes bestimmt ist. 

§ 2 

(1) Für die erste Wahl der Organe der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigungen und 
der Kassenärztlichen Vereinigungen (§ 368 i 
Abs. 5 und 6) erläßt der Bundesminister für 
Arbeit eine Wahlordnung; er bestellt einen 
Bundeswahlbeauftragten und dessen Stellver- 
treter. Der Bundeswahlbeauftragte nimmt 
für die Bildung der Organe die den Satzun- 
gen vorbehaltenen Befugnisse wahr; er soll 
dabei die Zusammensetzung der Organe und 
die bezirkliche Gliederung der bestehenden 
Kassenärztlichen Vereinigungen berücksichti- 
gen. Der Bundeswahlbeauftragte erläßt Richt- 
linien für die Durchführung der Wahlen und 
entscheidet Streit aus Anlaß der Wahlen. 

(2) Die im Lande Bayern auf Grund des 
Gesetzes vom 30. September 1949 über eine 
Kassenärztliche, eine Kassenzahnärztliche und 
eine Kassendentistische Vereinigung Bayerns 
(Bayer. G. u. VB1. S. 257) durchgeführten 
Wahlen gelten als Wahlen im Sinne des 
Abs. 1. Der Bundeswahlbeauftragte kann im 
Einvernehmen mit der obersten Verwal- 
tungsbehörde auch in anderen Ländern die in 
bestehenden Vereinigungen durchgeführten 
Wahlen als Wahlen im Sinne des Abs. 1 an- 
erkennen, wenn die Wahlen den Vorschriften 
dieses Gesetzes entsprechen und nach dem 31. 
Dezember 1949 durchgeführt worden sind. 


§ 3 

(1) Die Kassenärztlichen Bundesvereinigun- 
gen und die Kassenärztlichen Vereinigungen 
gelten mit dem Zusammentreten der gemäß 
§ 2 gewählten oder anerkannten Vertreter- 
versammlungen und der Vorstände als er- 
richtet; bis dahin werden die nach diesem 
Gesetz den Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gungen und den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen obliegenden Aufgaben von den beim 
Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden Ver- 
einigungen wahrgenommen. 

(2) Das Vermögen der bestehenden Ver- 
einigungen geht mit der Errichtung der Kas- 
senärztlichen Vereinigungen auf diese und, 
soweit es sich um Gesamtvermögen der Ver- 
einigungen handelt, auf die Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen im Wege der Gesamt- 
rechtsnachfolge über. Gebühren und Steuern 
werden aus Anlaß dieses Rechtsüberganges 
nicht erhoben. 

§ 4 

(1) Die bis zum Inkrafttreten dieses Geset- 
zes auf Grund der bisherigen Bestimmungen 
ausgesprochenen Zulassungen zur kassenärzt- 
lichen Tätigkeit gelten als Zulassungen im 
Sinne dieses Gesetzes; die Zulassungsord- 
nungen regeln, ob und unter welchen Vor- 
aussetzungen bisher ausgesprochene widerruf- 
liche Beteiligungen (vorübergehende Zulas- 
sungen) als Zulassungen anerkannt werden 
oder als Beteiligungen im Sinne der neuen 
Zulassungsordnungen fortgelten oder wider- 
rufen werden. 

(2) Bis zum Inkrafttreten der Zulassungs- 
ordnungen nach § 368 c bleiben die in den 
Ländern bestehenden Regelungen über die 
Zulassung zur kassenärztlichen Tätigkeit in 
Kraft; Absatz 1 gilt entsprechend. Anhängige 
Verfahren gehen mit der Errichtung der Zu- 
lassungsausschüsse und der Berufungsaus- 
schüsse (% 368 b) auf diese über; bis dahin 
werden sie von den nach der bisherigen Re- 
gelung zuständigen Instanzen weitergeführt, 
auf anhängige Verfahren sind die bisherigen 
Vorschriften weiter anzuwenden, soweit sie 
für die beteiligten Ärzte günstiger sind. 

§ 3 

(1) Die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zwischen den bestehenden Vereinigungen der 
Kassenärzte und den Krankenkassen und ihren 
Verbänden geltenden Verträge über die kas- 
senärztliche Versorgung bleiben in Kraft. Mit 
der Errichtung der Kassenärztlichen Bundes- 
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Vereinigungen und der Kassenärztlichen Ver- 
einigungen treten diese entsprechend ihrer 
Zuständigkeit nach § 368 g Abs. 2 und 3 in 
die Verträge ein. Die Verträge können, wenn 
die Vertragsparteien nichts anderes vereinba- 
ren, jeweils mit dreimonatiger Frist auf den 
Schluß eines Kalendervierteljahres gekündigt 
werden; die Vorschriften des § 368 g Abs. 6 
finden Anwendung. 

(2) Unberührt bleiben die Verträge und 
sonstigen Regelungen, welche die Kranken- 
kassen mit Krankenhäusern über die Abgabe 
ärztlicher Sachleistungen bis zum 1. Januar 
1952 geschlossen haben. 

% 6 

Die Bestimmungen und Richtlinien des 
früheren Reichsausschusses für Ärzte und 
Krankenkassen (§ 368 i Abs. 1 und 4 alter 
Fassung) und die vom früheren Reichsarbeits- 
minister anstelle des Reichsausschusses erlasse- 
nen Bestimmungen (§ 368 i Abs. 3 alter Fas- 
sung) bleiben, soweit sie nicht durch die Vor- 
schriften dieses Gesetzes überholt sind oder 
ihnen entgegenstehen, in Kraft, bis sie durch 
Bestimmungen oder Richtlinien der Bundes- 
ausschüsse oder durch Bundesmantelverträge 
(§ 368 h Abs. 2 Satz 2) ersetzt oder aufgeho- 
ben werden. 

§ 7 

(1) Für die erstmalige Errichtung der Bun- 
desausschüsse und der Bundesschiedsämter 
werden die Mitglieder der Bundesausschüsse 
und der Bundesschiedsämter sowie ihre Stell- 
vertreter von dem Bundesminister für Arbeit 
entsprechend den Bestimmungen des § 368 1 
Abs. 2 und des § 368 h Abs. 3 nach Anhö- 
rung der beteiligten Vereinigungen der Kas- 
senärzte und der Spitzenverbände der Kran- 
kenkassen berufen. Ihre Amtsdauer bestimmt 
der Bundesminister für Arbeit; sie soll die 
Dauer eines Jahres nicht überschreiten. 

(2) Die Vorschriften des Abs. 1 gelten ent- 
sprechend für die erstmalige Errichtung der 
Landesausschüsse und der Landesschiedsämter, 
wenn hierfür ein Bedürfnis eintritt; die Mit- 
glieder der Landesausschüsse und der Landes- 
schiedsämter werden von den obersten Ver- 
waltungsbehörden entsprechend den Bestim- 


mungen des § 368 1 Abs. 3 und des § 368 h 
Abs. 2 nach Anhörung der bestehenden Ver- 
einigungen (§ 3 Abs. 1, zweiter Halbsatz) 
und der Landesverbände der Krankenkassen 
berufen. 

§ 8 

(1) Ein Kassendentist, der nach seiner Zu- 
lassung die Bestallung als Zahnarzt erworben 
hat, gilt für seinen bisherigen Kassenarztsitz 
(§ 368 a Abs. 2) als Zahnarzt zugelassen, so- 
bald er in das Zahnarztregister seines Zulas- 
sungsbezirkes eingetragen ist. 

(2) Als Zahnärzte im Sinne der Vorschrif- 
ten des ^ 368 Abs. 1 gelten auch die gemäß 
§ 123 RVO in der Fassung des § 22 des Ge- 
setzes über die Ausübung der Zahnheilkunde 
vom 31. März 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 221) 
staatlich anerkannten Dentisten. 

(3) In den Satzungen der Kassenzahnärzt- 
lichen Vereinigungen und Kassenzahnärztli- 
chen Bundesvereinigung ist Vorsorge zu tref- 
fen, daß die zur Kassenpraxis zugelassenen 
oder an ihr beteiligten Dentisten entspre- 
chend ihrem Stärkeverhältnis in den Organen 
der Vereinigungen vertreten sind. Ebenso 
sind sie bei der Bestellung als Vertreter für 
den Bundesausschuß und die Landesausschüsse 
für Zahnärzte und Krankenkassen (§ 368 1) 
und für das Bundesschiedsamt und die Lan- 
desschiedsämter (§ 368 h) in angemessener 
Zahl zu berücksichtigen. 

(4) In der Zulassungsordnung für Zahn- 
ärzte (§ 368 c Abs. 1) sind Bestimmungen 
über die Zulassung der Dentisten zur Kassen- 
praxis und über die Führung der Dentisten- 
register im Sinne des § 368 a Abs. 3 durch 
die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen so- 
wie über eine entsprechende Beteiligung der 
Dentisten in den Zulassungsinstanzen zu 
treffen. 

(5) Mit der Errichtung der Kassenzahnärzt- 
lichen Vereinigungen erlöschen die bestehen- 
den Kassendentistischen Vereinigungen; ihre 
Rechte und Pflichten gehen im Wege der 
Gesamtrechtsnachfolge gemäß Art. 4 § 3 
Abs. 2 auf die Kassenzahnärztlichen Vereini- 
gungen über. Gebühren und Steuern werden 
aus Anlaß dieses Rechtsüberganges nicht er- 
hoben. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

I. Entwicklung des Kassen- 
arztrechts 

Das Kassenarztrecht ist in jahrzehntelanger 
Entwicklung aus den Interessengegensätzen 
und dem Interessenausgleich zwischen der 
Ärzteschaft und den Krankenkassen entstan- 
den. Nach dem Krankenversicherungsgesetz 
vom 15. Juli 1883 und der Reichsversiche- 
rungsordnung vom 19. Juli 1911 lagen Aus- 
wahl und Art der Beschäftigung der Kassen- 
ärzte, sowie die Überwachung ihrer Tätig- 
keit ausschließlich bei den Krankenkassen, sie 
schlossen nach ihrem Ermessen und in freier 
Vereinbarung mit den ihnen genehmen Ärz- 
ten bürgerlich-rechtliche Dienstverträge über 
die ärztliche Versorgung der Kassenmitglie- 
der. Es folgte der Zusammenschluß der Ärzte 
im „Verband der Ärzte Deutschlands (Hart- 
mannbund)“, der die Forderungen der Ärzte- 
schaft nach freier Arztwahl des Versicherten 
durch Zulassung möglichst aller Ärzte und 
die Ablösung des Einzelarztvertrages durch 
Kollektivverträge zur Wahrung der ärztli- 
chen Unabhängigkeit aufstellte. Bei der 
Durchführung dieser Forderungen entbrann- 
ten mehrfach heftige Kämpfe zwischen der 
Ärzteschaft und den Krankenkassen, die zeit- 
weise die Grundlagen der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung zu erschüttern drohten, im 
Ergebnis aber beiderseits zu der Erkenntnis 
führten, daß im Interesse der ärztlichen Ver- 
sorgung der Versicherten das verständnisvolle 
Zusammenwirken der Ärzteschaft und der 
Krankenkassen in einer umfassenden Gemein- 
schaftsarbeit unerläßlich sei. 

Diese Gemeinschaftsarbeit wurde eingeleitet 
durch das unter Mitwirkung der Reichsre- 
gierung zwischen den Spitzenverbänden der 
Ärzteschaft und der Krankenkassen am 23. 
Dezember 1913 geschlossene sogenannte „Ber- 
liner Abkommen“. Mit diesem Abkommen 
verzichteten die Krankenkassen auf die seit- 
herige einseitige Bestimmung über die Zahl, 
die Auswahl und die Beschäftigungsbedingun- 
gen der Kassenärzte zugunsten einer ge- 
meinsamen Regelung durch paritätisch be- 
setzte Ausschüsse unter ausschlaggebender 
Mitwirkung von Unparteiischen. Das Berli- 
ner Abkommen sah vor, daß auf je 1350 
Versicherte (bei Familienbehandlung auf je 


1000 Versicherte) mindestens ein Kassenarzt 
zugelassen werden solle, und übertrug die 
Auswahl auf Grund von Eintragungen der 
Bewerber in „Arztregister“, sogenannten 
„Registerausschüssen“. Der allgemeine Inhalt 
der Arztverträge sollte durch „ Vertragsaus- 
schüsse“ und „Schiedsämter“ nach Art von 
Tarifverträgen festgelegt werden. Zur Durch- 
führung des Abkommens wurde ein „Zen- 
tralausschuß“ der Spitzenverbände der Ärzte 
und Krankenkassen als oberste Gemeinschafts- 
instanz eingesetzt. Durch die Verordnung 
über Ärzte und Krankenkassen vom 30. Ok- 
tober 1923 (RGBl. I S. 1051) wurde der 
wesentliche Inhalt des Berliner Abkommens 
in die Reichsversicherungsordnung aufgenom- 
men, die gemeinsame Selbstverwaltung der 
Ärzte und Krankenkassen zu einer gesetzli- 
chen Einrichtung erhoben und mit gesetzli- 
chen Garantien versehen. Dem früheren Zen- 
tralausschuß, späteren „Reichsausschuß für 
Ärzte und Krankenkassen“, wurde die Befug- 
nis verliehen, Richtlinien aufzustellen über 
die Zulassung der Ärzte zur Kassenpraxis, 
über den allgemeinen Inhalt der Arztver- 
träge, über die kassenärztliche Vergütung 
und über Maßnahmen gegen übermäßige In- 
anspruchnahme der Kassenleistungen; die 
Schiedsämter, gegen deren Entscheidungen 
Berufung an ein Reichsschiedsamt erfolgen 
konnte, hatten diese Richtlinien ihren Ent- 
scheidungen über die Feststellung des Inhalts 
der Arztverträge zugrunde zu legen. 

Auf Initiative und unter maßgeblicher Mit- 
wirkung des Reichsarbeitsministeriums kam 
im Jahre 1931 eine neue Einigung der Ärzte- 
schaft mit den größten Spitzenverbänden der 
Krankenkassen zustande, die auf der einen 
Seite den Forderungen der Ärzteschaft nach 
großzügigerer Zulassung dahin entgegenkam, 
daß die bis dahin mit 1 : 1000 festgesetzte 
Verhältniszahl für die Zulassung von Kassen- 
ärzten auf 1 : 600 herabgesetzt wurde, auf 
der anderen Seite der Forderung der Kran- 
kenkassen nach einer entsprechenden wirt- 
schaftlichen Sicherung dadurch Rechnung 
trug, daß an Stelle der von der Ärzteschaft 
geforderten Einzelleistungsbezahlung die Ab- 
geltung der gesamten kassenärztlichen Be- 
handlung durch einen festen Abgeltungsbe- 
trag für jeden Versicherten trat (Kopfpau- 
schale). Dieses Übereinkommen bildete die 
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Grundlage für die Neuregelung des Kassen- 
arztrechts durch die Verordnungen vom 8. 
Dezember 1931 (RGBl. I S. 699) und vom 
14. Januar 1932 (RGBl. I S. 19), die den 
Wortlaut der §§ 368 ff., der Reichsversiche- 
rungsordnung in seiner heutigen Fassung 
festlegten. Sie regelten das Kassenarztrecht 
nur in seinem großen Rahmen und über- 
ließen die Ausführung dem Reich saus schuß 
für Ärzte und Krankenkassen als dem recht- 
setzenden Organ der gemeinsamen Selbstver- 
waltung. Neben der Herabsetzung der Ver- 
hältniszahl auf 1 : 600 und der gesetzlichen 
Festlegung des Kopfpauschales als Vergü- 
tungsart schuf die Neuregelung als notwen- 
dige Ergänzung die „Kassenärztliche Vereini- 
gung“ als die gesetzliche Gemeinschaft der 
Kassenärzte, die den Krankenkassen gegen- 
über die gesetz- und vertragsgemäße Durch- 
führung der kassenärztlichen Versorgung 
sicherzustellen und zu gewährleisten und die 
nach dem Kopfpauschale berechnete Gesamt- 
vergütung unter die Kassenärzte zu verteilen 
hatte. Aufbauend auf der Selbstverwaltung 
der Krankenkassen einerseits und der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen andererseits, wur- 
den die Beziehungen zwischen den Ärzten 
und den Krankenkassen auf dem Boden der 
Gleichberechtigung weitgehend der gemeinsa- 
men Selbstverwaltung der Ärzte und Kran- 
kenkassen in die Hand gegeben. Diese durch 
die Initiative und entscheidende Mitwirkung 
des Reichsarbeitsministeriums geschaffene Re- 
gelung hat die Zwistigkeiten zwischen Ärzten 
und Krankenkassen und ihren Organisatio- 
nen beendet, die verständnisvolle Zusammen- 
arbeit nachhaltig gefördert, den Arbeitsfrie- 
den hergestellt und auf die Dauer gesichert 
und die schöpferischen Kräfte der Selbstver- 
waltung dem Wohle der Versickerten dienst- 
bar gemacht. 

Nach 1933 wurde, ohne daß der Text der 
Reichsversicherungsordnung geändert wurde, 
das Kassenarztrecht in der 1931 eingeschla- 
genen Richtung weiter ausgebaut, zugleich 
aber dem zentralistischen Zug der Gesetzge- 
bung dieser Zeit folgend unter Vernachlässi- 
gung der örtlichen und bezirklichen Zusam- 
menarbeit der Ärzte und Krankenkassen das 
Schwergewicht zu stark auf die zentrale Zu- 
sammenarbeit der Reichsverbände der Kran- 
kenkassen und der Reichsführung der als 
Einheitskörperschaft der Kassenärzte für das 
ganze Reichsgebiet organisierten Kassenärzt- 
lichen Vereinigung Deutschlands verlagert. 


II. Jetziger Rechtszustand 

Nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 
wurden die zentralen Einrichtungen im Reich 
stillgelegt; damit entfielen die Voraussetzun- 
gen für die weitere Fortbildung des Kassen- 
arztrechtes und seine ständige Anpassung an 
die jeweiligen Bedürfnisse. Trotzdem hat sich 
das 1931 geschaffene System als Ganzes da- 
durch weiter bewährt, daß die ärztliche Ver- 
sorgung der Versicherten auf der bisherigen 
Grundlage ohne wesentliche Störung fortge- 
führt werden konnte. Die Verwaltungsstel- 
len der Kassenärztlichen Vereinigung 
Deutschlands in den einzelnen Ländern über- 
nahmen für ihren Bereich die Aufgaben und 
Befugnisse der Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen Deutschlands und arbeiteten ohne Unter- 
brechung auf Grund der bisherigen Bestim- 
mungen und Verträge mit den Krankenkas- 
sen und deren Landesverbänden weiter. Die 
notwendige einheitliche Zusammenfassung 
wurde sehr bald durch die beiderseitige Bil- 
dung von Arbeitsgemeinschaften und Ver- 
bänden auf Zonen-, Bizonen- und Bundesba- 
sis hergestellt. Immer stärker hemmend und 
störend wirkt sich jedoch der Wegfall der 
gesetzlichen Gemeinschaftseinrichtungen des 
Reichsausschusses und der Schiedsinstanzen 
aus. 

Durch den Wegfall des Reichsausschusses 
für Ärzte und Krankenkassen fehlt das not- 
wendige Organ, um die Grundsätze der kas- 
senärztlichen Versorgung den veränderten 
Bedürfnissen anzupassen und an Stelle der in 
vieler Hinsicht eingetretenen Rechtsunsicher- 
heit wieder eine klare und einheitliche 
Rechtslage zu schaffen. Der Versuch des 
Wirtschaftsrates, durch ein Gesetz über die 
Regelung der Beziehungen zwischen Ärzten, 
Zahnärzten, Dentisten und Krankenkassen 
den Reichsausschuß für das Vereinigte Wirt- 
schaftsgebiet wieder zu errichten, scheiterte 
daran, daß die Bizonale Kontrollkommission 
die gesetzliche Regelung des Kassenarztrechts 
dem Bunde zuwies. 

Noch nicht wieder ins Leben getreten sind 
die Schiedsinstanzen. Deshalb fehlt die Mög- 
lichkeit einer allgemeinen Überprüfung und 
Anpassung der im wesentlichen noch aus den 
Jahren 1931/32 stammenden Verträge über 
die kassenärztliche Versorgung an die verän- 
derten Verhältnisse. Die große Unzufrieden- 
heit der Kassenärzte, die verständlicherweise 
sich auch auf die Versicherten auswirkt, . ist 
weitgehend hierauf und auf das unbefriedigte 
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Bedürfnis der Ärzteschaft zurückzuführen, 
vor diesen Instanzen ihre Forderungen ob- 
jektiv prüfen und entscheiden zu lassen. Ver- 
einbarungen der beiderseitigen Spitzenver- 
einigungen und von Fall zu Fall eingesetzte 
Schiedsgerichte konnten diese Lücke bisher 
nur notdürftig überbrücken. 

Eine gesetzliche Neuordnung hat bisher nur 
das Zulassungswesen durch einen für diesen 
Zweck vom Zentralamt für Arbeit der briti- 
schen Zone nach dem Muster des früheren 
Reichsausschusses eingesetzten Zonenausschuß 
für Ärzte und Krankenkassen erfahren. 
Die von diesem Ausschuß ausgearbeitete Zu- 
lassungsordnung ist auch in anderen Ländern 
des Bundesgebietes im Gesetz- und Verord- 
nungswege im wesentlichen übereinstimmend 
übernommen worden. Trotzdem besteht 
auch auf diesem Gebiet eine erhebliche 
Rechtsunsicherheit infolge Zweifeln über die 
Gesetzmäßigkeit des Verfahrens und vor 
allem durch das Fehlen eines übergebiet- 
lichen Ausgleichs, der sich besonders bei der 
Unterbringung der aus den abgetrennten Ost- 
gebieten zugewanderten Kassenärzte störend 
und beunruhigend immer noch auswirkt. 

Eine gesetzliche Neuregelung des Kassen- 
arztrechts ist deshalb zur Sicherung und Ver- 
besserung der ärztlichen Versorgung der Ver- 
sicherten unter Anpassung an die veränderten 
Verhältnisse und zur Beseitigung der beste- 
henden Rechtsunsicherheit unerläßlich; sie 
muß sich auf die Zahnärzte und die Dentisten 
miterstrecken, bei denen die Verhältnisse zur 
Zeit noch ungenügender geordnet sind als 
bei den Ärzten. 

III. Grundgedanken 
der Neuregelung 

Oberster Grundsatz für die Neuregelung 
des Kassenarztrechts muß die ständige Ver- 
besserung der ärztlichen Versorgung der Ver- 
sicherten sein, wobei der vorbeugenden Ge- 
sundheitspflege besondere Beachtung zu 
schenken sein wird. Notwendig hierfür sind 
die Vertiefung des Vertrauensverhältnisses 
zwischen Arzt und Versicherten und die För- 
derung enger vertrauensvoller Zusammen- 
arbeit zwischen Ärzten und Krankenkassen. 
Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt, 
daß die ärztliche Versorgung um so besser und 
wirkungsvoller ist, je mehr die eigene Ver- 
antwortung aller Beteiligten, der Versicher- 
ten, der Krankenkassen und ihrer Verbände, 
der Ärzte und ihrer Vereinigungen geweckt 
wird. Staatliche Regelung und staatlicher 


Zwang können gerade auf diesem Gebiete nie- 
mals so fruchtbare Ergebnisse zeitigen wie die 
Selbstverantwortung der Beteiligten. 

Den jahrzehntelangen Erfahrungen und den 
Grundprinzipien demokratischer Ordnung 
entsprechend, baut der Entwurf zu diesem 
Zweck die Regelung der kassenärztlichen 
Versorgung nach dem Vorbild der Ordnung 
des Jahres 1931 wiederum auf der gemein- 
samen Selbstverantwortung und Selbstver- 
waltung der Ärzte und der Krankenkassen 
auf. Der kürzlich wiederhergestellten Selbst- 
verwaltung der Krankenkassen entsprechend 
erhalten nach dem Entwurf die Kassenärzte 
in den kassenärztlichen Vereinigungen die 
Selbstverwaltung, um zunächst in eigener 
Verantwortung ihre ärztlichen Angelegen- 
heiten und insbesondere die ordnungsmäßige 
Erfüllung der ihnen übertragenen ärztlichen 
Aufgaben zu regeln. Aufbauend auf der 
Selbstverwaltung der Krankenkassen einer- 
seits und der Kassenärztlichen Vereinigungen 
andererseits, wird die Regelung der beidersei- 
tigen Beziehungen auf dem Boden der Gleich- 
berechtigung und der gleichen Verantwor- 
tung weitgehend der gemeinsamen Selbstver- 
waltung der beiden Partner anvertraut und 
zur Aufgabe gestellt. Dies gilt sowohl für die 
Zulassung zur kassenärztlichen Tätigkeit, wie 
für die Regelung der kassenärztlichen Tätig- 
keit und ihrer Vergütung durch Bestimmun- 
gen, Richtlinien und Verträge. 

Durch den Vorbehalt der staatlichen Auf- 
sicht über die Krankenkassen und über die 
kassenärztlichen Vereinigungen, sowie über 
alle Gemeinschaftseinrichtungen, durch den 
Vorbehalt der Genehmigung der Satzungen 
der Krankenkassen und der Kassenärztlichen 
Vereinigungen, sowie der als autonomes 
Selbstverwaltungsrecht von den obersten Ge- 
meinschaftsorganen beschlossenen Bestim- 
mungen und durch den Vorbehalt des staat- 
lichen Eingreifens, wenn die Tätigkeit der 
Selbstverwaltungsorgane versagt, sowie 
schließlich durch den Vorbehalt gerichtlicher 
Nachprüfung von Entscheidungen der Selbst- 
verwaltungsorgane über die Rechte und 
Pflichten des Versicherten und des Arztes 
durch die Sozialgerichte in der jeweils ge- 
botenen Besetzung, die in der Vorbereitung 
befindlichen Sozialgerichtsgesetzgebung vor- 
gesehen sind, ist die Gewähr gegeben, daß 
die berechtigten Interessen der Allgemeinheit 
und des einzelnen nicht beeinträchtigt oder 
verletzt werden können. Bis zum Inkraft- 
treten des Sozialgerichtsgesetzes bleibt es bei 
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dem bisherigen Zustande, soweit sie die 
Rechte des einzelnen berühren, der Nachprü- 
fung der allgemeinen Verwaltungsgerichte 
unterliegen. 

Unter besonderer Beachtung dieser Rechts- 
garantien beschränkt sich der Gesetzentwurf, 
ebenso wie die bisherige Regelung der 
§§ 368 ff. RVO in der Fassung der Verord- 
nung vom 8. Dezember 1931 auf die notwen- 
digen Rahmenbestimmungen und erweitert 
diese im wesentlichen nur durch die Herein- 
nahme bewährter Einrichtungen in die gesetz- 
liche Regelung, insbesondere des Zulassungs- 
verfahrens und der Organisation der Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen, im übrigen aber 
läßt der Entwurf der gemeinsamen Selbst- 
verwaltung den notwendigen Spielraum zur 
ungehemmten Entfaltung und Entwicklung 
ihrer schöpferischen Kräfte zum Nutzen der 
ärztlichen Versorgung der Versicherten. Die 
seit 1933 vernachlässigte örtliche und bezirk- 
liche Zusammenarbeit wird zu diesem Zweck 
durch die Einrichtung von Landeskammern 
der Ärzte und Krankenkassen (früher Landes- 
ausschüsse für Ärzte und Krankenkassen) und 
von Vertragsausschüssen erneut angeregt; die 
unerläßliche einheitliche Gestaltung der kas- 
senärztlichen Versorgung wird durch die Ein- 
richtung der Bundeskammern der Ärzte und 
Krankenkassen (früher Reichsausschuß für 
Ärzte und Krankenkassen) und eines Bundes- 
schiedsamts sichergestellt. Diesem Grund- 
gedanken der örtlichen und bezirklichen Zu- 
sammenarbeit bei einheitlicher grundsätz- 
licher Regelung entspricht auch der Aufbau 
des Vertragswesens, der von dem Gesamt- 
vertrag der Kassenärztlichen Vereinigung mit 
der einzelnen Krankenkasse ausgeht und den 
zur Sicherstellung einer einheitlichen ärzt- 
lichen Versorgung der Versicherten notwen- 
digen allgemeinen Inhalt durch Mantelverträge 
der Kassenärztlichen Vereinigungen mit den 
Verbänden der Krankenkassen festlegt. 
Durch diese Aufgabenverteilung wird gleich- 
zeitig den verfassungsrechtlichen Grund- 
sätzen des föderativen Staatsaufbaus und der 
gebotenen Aufgabenteilung zwischen Bund 
und Ländern Rechnung getragen. Die Ge- 
setzgebung über das Kassenarztrecht steht 
auf Grund der Art. 72 und 74 Nr. 12 dem 
Bund zu, weil 

1. die Erhaltung der Wirtschaftlichkeit der 
Krankenversicherung eine einheitliche Re- 
gelung der ärztlichen Versorgung der Ver- 
sicherten dringend erfordert, 


2. die kassenärztliche Versorgung durch die 
Gesetzgebung einzelner Länder nicht wirk- 
sam geregelt werden kann, wenn 

a) der Bereich von Krankenkassen, z. B. 
der Bundesbahn-Betriebskrankenkasse 
und anderer Betriebskrankenkassen sich 
über den Bereich eines Landes hinaus 

erstreckt, oder 

b) die kassenärztliche Versorgung für An- 
gehörige von Krankenkassen sicherge- 
stellt werden muß, die sich beruflich 
oder privat außerhalb des Landes auf- 
halten, in dem ihre Krankenkasse ihren 
Sitz und Bereich hat. 

Es entspricht der in langer Erfahrung er- 
probten Zweckmäßigkeit — ja Notwendig- 
keit — , daß die Regelung der kassenärzt- 
lichen Versorgung in dem gebotenen Rahmen 
gemeinsamen Selbstverwaltungseinrichtungen 
der Ärzte und Krankenkassen übertragen 
wird. Dies geschieht nach dem Entwurf in 
mehrfacher Weise: 

1. Die Bundesausschüsse der Ärzte und Kran- 
kenkassen als die obersten beschließenden 
Einrichtungen der gemeinsamen Selbstver- 
waltung stellen im Rahmen der gesetz- 
lichen Vorschriften und zu ihrer Ausfüh- 
rung Bestimmungen über die kassenärzt- 
liche Versorgung der Versicherten als auto- 
nomes Selbstverwaltungsrecht auf. 

2. Die Kassenärztlichen Bundesvereinigungen 
und die Spitzenverbände der Krankenkas- 
sen schließen im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und der Bestimmungen der 
Bundesausschüsse Mantelverträge über die 
kassenärztliche Versorgung, in denen sie 
(analog den Manteltarifverträgen zwischen 
den Spitzenverbänden der Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer) den allgemeinen Inhalt der 
Gesamtverträge vereinbaren, d. h. die ein- 
heitlichen Grundsätze für die kassenärzt- 
liche Tätigkeit und ihre Vergütung regeln. 

3. Das Bundesschiedsamt als oberste Schlich- 
tungsinstanz der gemeinsamen Selbstver- 
waltung stellt im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften und der Bestimmungen der 
Bundesausschüsse den Inhalt der Verträge 
fest, über den sich die Vertragsparteien 
nicht einigen können; das Bundesschieds- 
amt wird in erster und einziger Instanz 
tätig für die auf der Bundesebene abzu- 
schließenden Verträge, in zweiter Instanz 
zur Nachprüfung der Entscheidungen der 
Landesschiedsämter über die auf der Lan- 
desebene abzuschließenden Verträge. 
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Demgegenüber obliegt die Durchführung der 
in dieser Weise in dem notwendigen Um- 
fange bundeseinheitlich geregelten kassen- 
ärztlichen Versorgung den Ländern und den 
auf Landesebene zu bildenden gemeinsamen 
Selbstverwaltungseinrichtungen der Ärzte 
und Krankenkassen: den Zulassungsinstanzen 
(Zulassungsausschuß und Berufungsausschuß), 
den Schiedsämtern für die erstinstanzliche 
Feststellung des Inhalts der auf der Landes- 
ebene abzuschließenden Verträge, den Lan- 
deskammern der Ärzte und Krankenkassen 
als den obersten Einrichtungen der gemein- 
samen Selbstverwaltung auf der Landesebene. 
Auch der Aufbau der kassenärztlichen Ver- 
einigungen entspricht diesen Grundsätzen. 
Der naheliegende Gedanke, die Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen als Körperschaften des 
Landesrechts zu errichten und sie in einer 
Dachkörperschaft für das Bundesgebiet zur 
Erfüllung der übergebietlichen Aufgaben zu- 
sammenzufassen, stieß auf verfassungsrecht- 
liche Bedenken gegen einen Stufenaufbau von 
Landes- und Bundeskörperschaften in der 
Form des Zusammenschlusses von Landes- 
körperschaften zu einer übergeordneten 
Bundeskörperschaft. Es wird der Standpunkt 
vertreten, daß auch für den Aufbau von 
Selbstverwaltungskörperschaften die Kompe- 
tenzen der Bundes- und der Landesebene in 
unmittelbarer Anwendung der Art. 83 ff. 
des GG scharf voneinander getrennt werden 
müßten und nicht miteinander verzahnt wer- 
den dürften. Nun treffen solche Bedenken, 
wenn sie überhaupt stichhaltig sind, nur zu 
für den Bereich der Selbstverwaltung, der 
eigentliche „Verwaltung“ (also Ausführung 
der Gesetze) ist; sie treffen nicht zu für den 
Bereich der Selbstverwaltung, der Schaffung 
autonomen Rechts (also Gesetzgebung) inner- 
halb des Bereichs der Selbstverwaltung ist. 
Insofern kann der Begriff der Selbstverwal- 
tung nicht mit dem Begriff der „Verwaltung“ 
im engeren Sinne gleichgesetzt werden; er 
umfaßt vielmehr auch die Rechtsetzung (als 
die „Gesetzgebung“) innerhalb des der Selbst- 
verwaltung überlassenen Lebens- und Auf- 
gabenbereichs. Soweit dem Bund die Gesetz- 
gebung zusteht, erstreckt sich seine Zustän- 
digkeit auch auf die autonome „Gesetz- 
gebung“ innerhalb des der Selbstverwaltung 
überlassenen Bereichs und auf die Schaffung 
der für diese „Gesetzgebung“ erforderlichen 
oder zweckmäßigen Organe. Ebenso wie die 
gemeinsame Selbstverwaltung der Ärzte und 
Krankenkassen solcher Organe für die Auf- 


stellung der gemeinsamen Rechtsregeln für 
die kassenärztliche Versorgung bedarf, so be- 
darf die Selbstverwaltung der Ärzte zur Er- 
füllung der ihr übertragenen Aufgaben der 
Sicherstellung und Gewährleistung einer ein- 
heitlichen kassenärztlichen Versorgung solcher 
Organe, deren Aufgabe es insbesondere ist, 
Regeln für die Tätigkeit der Kassenärzte, die 
Überwachung dieser Tätigkeit und die Sicher- 
stellung ihrer ordnungsmäßigen Durchfüh- 
rung aufzustellen. 

Die der Selbstverwaltung der Kassenärzte 
als eigene Aufgabe übertragene Sicherstellung 
und Gewährleistung der kassenärztlichen 
Versorgung wäre aber unvollständig und 
unter Umständen gerade im entscheidenden 
Falle wirkungslos, wenn sie ausschließlich auf 
Landeskörperschaften und auf deren freien 
Zusammenschluß auf gebaut würde. Was für 
den Bereich der autonomen Rechtsetzung 
noch durch Einrichtungen sichergestellt wer- 
den könnte, wie sie für die gemeinsame 
Selbstverwaltung in den Bundesausschüssen 
der Ärzte und Krankenkassen und im Bundes- 
schiedsamt vorgesehen sind, wäre hinsichtlich 
der Durchführung der kassenärztlichen Ver- 
sorgung unzureichend schon im Hinblick auf 
die Krankenkassen, die, wie die Bundesbahn- 
Betriebskrankenkasse, bundesunmittelbare 
Körperschaften sind und deren Bereich das 
gesamte Bundesgebiet umfaßt. Dabei darf 
nicht außer acht gelassen werden, daß die 
Kassenärztlichen Vereinigungen nicht aus- 
schließlich der Regelung der Beziehungen 
zwischen den Ärzten und den gesetzlichen 
Krankenkassen (§ 225 RVO) dienen, sondern 
darüber hinaus weitere Aufgaben der ärzt- 
lichen Versorgung erfüllen und erfüllen 
sollen, wie z. B. die ärztliche Versorgung für 
die Ersatzkrankenkassen, für die Träger der 
Unfallversicherung und andere bundesunmit- 
telbare Träger der Sozialversicherung, sowie 
für eigene Aufgaben des Bundes, z. B. die 
Versorgung der Kriegsopfer. In allen diesen 
Aufgabenbereichen genügt die Schaffung eines 
Selbstverwaltungsorganes zur autonomen 
Rechtsetzung nicht, sondern bedarf auch die 
Durchführung der ärztlichen Versorgung, 
also die eigentliche „Verwaltung“ einer ein- 
heitlichen Zusammenfassung in einer Bundes- 
körperschaft. 

Um etwaigen verfassungsrechtlichen Bedenken 
gegen einen Stufenaufbau von Landes- und 
Bundeskörperschaften im Bereich der Verwal- 
tung vorzubeugen, wurde der gesamte Auf- 
bau der kassenärztlichen Vereinigung in Form 
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einer Bundeskörperschaft vorgesehen, bei der 
jedoch den regelmäßig für den Bereich eines 
Landes gebildeten Gliederungen selbständige 
Rechtspersönlichkeit und eigene Zuständig- 
keit innerhalb der Bundeskörperschaft ver- 
liehen werden, insbesondere ist den Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen die Durchführung 
der kassenärztlichen Versorgung, also die 
eigentliche „Verwaltung" insoweit als eigene 
Aufgabe übertragen, als sie einer zentralen 
Zusammenfassung nicht dringend bedarf. Der 
Entwurf unternimmt es damit, im bundes- 
rechtlichen Selbstverwaltungsaufbau der Kas- 
senärztlichen Vereinigung die gleichen Grund- 
sätze zu verwirklichen, wie sie im Staatsauf- 
bau für das Verhältnis zwisdien Bund und 
Ländern im Grundgesetz niedergelegt sind. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 368 

Abs. 1 stellt die gemeinsame Selbstverwal- 
tung der Ärzte und Krankenkassen als den 
tragenden Grundgedanken der gesetzlichen 
Regelung an die Spitze und gibt eine Über- 
sicht über sic. Sie beginnt mit der Zulassung 
zur kassenärztlichen Tätigkeit (§§ 368 a bis c), 
legt die Grundsätze für ihre Ausübung und 
ihre Vergütung fest (§§ 368 d bis f) und um- 
reißt ihre Ordnung im Wege der gemein- 
samen Selbstverwaltung vom Vertragswesen 
(§ 368 g) über das Schlichtungswesen (§ 368 h) 
und die Selbstverwaltung der Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen zur Sicherstellung und 
Gewährleistung der kassenärztlichen Versor- 
gung (§§ 368 i, k) bis zur obersten gemein- 
samen Ordnung durch die Bundes- und Lan- 
desausschüsse der Ärzte und Krankenkassen 
(§§ 3681 bis n). Da der Entwurf das Recht der 
Ärzte und der Zahnärzte in übereinstimmen- 
der Weise regelt, spricht der Gesetzestext nur 
von Ärzten und versteht darunter aber auch 
die Zahnärzte und die Dentisten, soweit nicht 
ausdrücklich etwas besonderes gesagt ist. 

Abs. 2 bestimmt den Gegenstand der gesetz- 
lichen Regelung, die kassenärztliche Versor- 
gung, durch die Bezugnahme auf die grund- 
legende Vorschrift des § 182 RVO und 
spricht aus, daß die kassenärztliche Versor- 
gung durch zugelassene Ärzte und Zahn- 
ärzte (Kassenärzte) erfolgt. 

Zu § 368 a 

Die Bestimmungen dieses Paragraphen regeln 
die Grundsätze für die Zulassung zur kassen- 
ärztlichen Tätigkeit. 


Abs. 1. Der aus den Reihen der Ärzteschaft 
immer wieder erhobenen Forderungen auf 
unbeschränkte Zulassung aller Ärzte kann 
mit Rücksicht auf die besondere Struktur 
und die wirtschaftliche Lage der Kranken- 
versicherung nicht stattgegeben werden. Der 
Arzt greift durch die Verordnung von Arz- 
nei und Heilmitteln, durch die Einweisung in 
Krankenhäusern und durch die Beurteilung 
der Arbeitsunfähigkeit als Voraussetzung für 
die Zahlung des Krankengeldes weit über die 
Kosten seiner eigenen Tätigkeit hinaus nahe- 
zu in die gesamten Mittel der Krankenver- 
sicherung ein. Der Entwurf hält deshalb an 
dem Grundsatz fest, daß nur so viele Ärzte 
zur kassenärztlichen Tätigkeit zugelassen wer- 
den sollen, als für die ausreichende ärztliche 
Versorgung der Versicherten erforderlich 
sind, trägt aber berechtigten Wünschen nach 
einer Verbesserung der ärztlichen Versorgung 
unter Berücksichtigung möglichst freier Arzt- 
wahl dadurch Rechnung, daß die Verhältnis- 
zahl von 1 : 600 (bzw. 1 : 1250 für Zahn- 
ärzte) nicht mehr als starre Norm, sondern 
nur als Mindestvorschrift zu gelten hat. 

Abs. 2. Die Voraussetzungen, die an die Aus- 
bildung und die persönliche und berufliche 
Eignung der Bewerber geknüpft werden 
müssen, überläßt der Entwurf der Regelung 
durch die gemeinsame Selbstverwaltung der 
Arzte und Krankenkassen, um sie den je- 
weiligen Bedürfnissen und Gegebenheiten an- 
passen zu können. Jeder Arzt, der diese Vor- 
aussetzung erfüllt, kann sich um die Zulas- 
sung im ganzen Bundesgebiet bewerben. 

Abs. 4 spricht aus, daß der Kassenarzt durch 
die Zulassung in die Selbstverwaltung der 
Kassenärztlichen Vereinigung und in die ge- 
meinsame Selbstverwaltung der Ärzte und 
Krankenkassen aufgenommen wird mit der 
Maßgabe, daß die im Rahmen dieser Selbst- 
verwaltung aufgestellten Regeln der kassen- 
ärztlichen Versorgung für ihn rechtsverbind- 
lich werden. 

Abs. 5 sichert die durch die Zulassung erwor- 
bene Rechtsstellung des Kassenarztes dahin, 
daß die Zulassung nur aus den im Gesetz be- 
stimmten Gründen entzogen werden kann. 
Unter welchen Voraussetzungen und in 
welchem Umfange die Zulassung aus diesen 
Gründen entzogen werden soll, bleibt der Re- 
gelung durch die Zulassungsordnungen 
(§ 368 c) Vorbehalten. Die gerichtliche Nach- 
prüfung der Entscheidungen, die bislang den 
allgemeinen Verwaltungsgerichten überlassen 
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ist, soll in Zukunft besonderen Sozialgerichten 
übertragen werden. 

Abs. 6 sieht die Beteiligung der angestellten 
oder beamteten leitenden Krankenhausärzte 
an der kassenärztlichen Versorgung be- 
schränkt auf Oberweisungsfälle vor. Den 
Umfang dieser Beteiligung soll die bundes- 
einheitliche Zulassungsordnung regeln (§368c 
Abs. 2). 

Zu ^ 368 b 

§ 368 b regelt die Errichtung und die Grund- 
sätze für das Verfahren der Einrichtungen 
der gemeinsamen Selbstverwaltung auf dem 
Gebiet des Zulassungswesens. Obwohl ein 
klagbares Recht auf die Zulassung nicht be- 
steht, ist zur Schaffung größtmöglicher 
Rechtsgarantie auf diesem für die wirtschaft- 
liche Existenz der Ärzte bedeutsamen Gebiet 
in den Vorarbeiten zum Sozialgerichtsgesetz 
vorgesehen, daß auch die Versagung der Zu- 
lassung der gerichtlichen Nachprüfung unter- 
stellt wird. Mit Rücksicht auf die vorausge- 
gangene zweimalige Verhandlung, deren Vor- 
sitz in der zweiten Stufe ein Unparteiischer 
mit der Befähigung zum Richteramt führt, 
soll der Rechtszug vor den Sozialgerichten 
grundsätzlich auf eine Instanz bei dem durch 
das Sozialgerichtsbarkeitsgesetz zu bildenden 
Landessozialgericht beschränkt werden, so- 
weit nicht nach dem Sozialgerichtsbarkeits- 
gesetz eine Nachprüfung dieser Entscheidung 
durch das Bundessozialgericht im Interesse 
der Wahrung der Rechtseinheit vorgesehen 
ist. Über die Klage sollen besondere Senate 
des Landessozialgerichts und des Bundes- 
sozialgerichts entscheiden, in die als Beisitzer 
Vertreter der Ärzte und der Krankenkassen 
In gleicher Zahl berufen werden. 

Abs. 2. Wenn auch die Berufung gegen die 
Entscheidungen des Zulassungsausschusses 
(ebenso die Klage vor den Verwaltungs- 
gerichten und später die Klage vor den 
Sozialgerichten) im allgemeinen Aufschub be- 
wirkt, so muß doch die Möglichkeit sofor- 
tiger Vollziehung der Entscheidung insbeson- 
dere für solche Fälle vorgesehen werden, in 
denen die ärztliche Versorgung der Ver- 
sicherten es verlangt; sie ist den Berufungs- 
ausschüssen Vorbehalten, deren Vorsitzender 
die Befähigung zum Richteramt haben muß. 

Zu § 368 c 

Nach Anhörung der Bundesausschüsse der 
Ärzte und Krankenkassen werden die Zu- 


lassungsordnungen vom Bundesminister für 
Arbeit als Rechtsverordnung im Sinne des 
Art. 80 des GG erlassen. 

Abs. 3. Da die Tätigkeit des Kassenarztes 
grundsätzlich eine höchstpersönliche ist, be- 
darf die Zulässigkeit der Beschäftigung von 
Assistenten und Vertretern durch die Kassen- 
ärzte in Ausnahmefällen sowie die Ausübung 
gemeinschaftlicher Tätigkeit durch mehrere 
Kassenärzte besonderer Regelung. 

Zu § 368 d 

§ 368 d regelt das Verhältnis des Versicherten 
zum Kassenarzt. Dem Versicherten steht es 
frei, jeden Kassenarzt aufzusuchen. Er hat 
aber auch die Möglichkeit, im Rahmen der 
zwischen den Universitäten und den Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen geschlossenen Ver- 
träge die Universitätspolikiniken in An- 
spruch zu nehmen. Ebenso stehen ihm im 
Überweisungsfall die Eigeneinrichtungen der 
Krankenkassen und die Krankenhäuser, so- 
weit sie sich durch Abschluß von Verträgen 
hierzu verpflichtet haben, zur Verabfolgung 
von ärztlichen Sachleistungen zur Verfügung. 
In der Inanspruchnahme des Arztes zu Haus- 
besuchen muß er sich jedoch im Interesse der 
Allgemeinheit notwendige Zurückhaltung 
auferlegen. Auch soll er den einmal gewähl- 
ten Arzt nicht ohne triftigen Grund wech- 
seln, sowohl um der Wirksamkeit der ärzt- 
lichen Behandlung, wie um der Vermeidung 
wiederholter und unnötiger Ausgaben willen. 
Bei der Gewährung von ärztlichen Sach- 
leistungen im Überweisungsfall hat der Ver- 
sicherte die freie Wahl unter den Uni- 
versitätspolikliniken, den Kassenärzten, den 
Eigeneinrichtungen der Krankenkassen und, 
soweit mit diesen Verträge geschlossen sind, 
auch unter den Krankenhäusern. 

Abs. 4 stellt gegenüber Zweifeln in der Recht- 
sprechung klar, daß durch die Übernahme 
der Behandlung der Kassenarzt dem Ver- 
sicherten gegenüber in gleicher Weise zur 
Sorgfalt verpflichtet wird, wie gegenüber 
dem ihn inanspruchnehmenden Privat- 
patienten. 

Zu § 368 e 

Abs. 1 bestimmt in Ausführung und Ergän- 
zung der Vorschrift des § 182 den Umfang 
der Behandlung und der Heilmaßnahmen, 
auf die der Versicherte Anspruch hat, und 
stellt die Verantwortung des Versicherten 
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und des Kassenarztes klar, die Kranken- 
versicherung im Interesse der Allgemeinheit 
vor unnötigen oder unwirtschaftlichen Aus- 
gaben zu bewahren. 

Abs. 2 erweitert diese Verpflichtung auf die 
Krankenkassen und die Kassenärztlichen Ver- 
einigungen und beauftragt die Bundesaus- 
schüsse der Ärzte und Krankenkassen, ver- 
bindliche Grundsätze für die ausreichende, 
zweckmäßige und wirtschaftliche Versorgung 
der Kranken aufzustellen. 

Zu § 368 f 

Der Gesetzentwurf hält zwar gegenüber den 
Wünschen der Ärzteschaft an der Abgeltung 
der gesamten kassenärztlichen Versorgung 
durch eine Kopfpauschale als Kegel fest. Im 
Rahmen der Selbstverwaltung gibt der Ent- 
wurf jedoch den Krankenkassen und den 
Kassenärztlichen Vereinigungen die Möglich- 
keit, andere Vergütungssysteme, insbesondere 
die Bezahlung nach Einzelleistungen oder 
nach einem Fallpauschale einzuführen, um 
auch insoweit der Selbstverwaltung der Be- 
teiligten die Möglichkeit zu einer Verbesse- 
rung und Weiterentwicklung zu geben. 
Gegenüber der während des Krieges aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung ein- 
geführten und zum Teil heute noch gehand- 
habten rohen Verteilung nach der Zahl der 
Krankenscheine bestimmt der Gesetzentwurf, 
daß bei der Verteilung der Gesamtvergütung 
unter die Kassenärzte Art und Umfang der 
Leistungen des Kassenarztes zu berücksich- 
tigen sind und verweist insbesondere auf die 
Verteilung nach einem Gebührentarif, dessen 
Aufstellung den Bundesausschüssen der Ärzte 
und Krankenkassen überlassen wird. 

Abs. 4 und 5 sehen für besondere Fälle 
Abweichungen von den gesetzlichen Vor- 
schriften oder notwendige Ergänzungen die- 
ser Vorschriften durch vertragliche Ver- 
einbarung oder durch Bestimmungen oder 
Richtlinien der Bundesausschüsse der Ärzte 
und Krankenkassen vor. 

Zu § 368 g 

Im Rahmen der in den §§ 368 d, e und f 
aufgestellten Grundsätze der kassenärztlichen 
Tätigkeit und der zur Ausführung dieser 
Vorschriften beschlossenen Bestimmungen 
der Bundesausschüsse der Ärzte und Kranken- 
kassen soll die kassenärztliche Versorgung 
der bisherigen bewährten Praxis folgend, 


durch schriftliche Verträge der Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen mit den Krankenkassen 
und ihren Verbänden geregelt werden. Ent- 
sprechend den im Allgemeinen Teil unter III 
ausgeführten Grundsätzen wird für die 
Sicherstellung einer einheitlichen ärztlichen 
Versorgung der Versicherten notwendige 
allgemeine Inhalt der Verträge durch Mantel- 
verträge der Kassenärztlichen Bundesver- 
cinigungen mit den Spitzenverbänden der 
Krankenkassen festgelegt. Im Rahmen der 
im Bundesmantelvertrag festgelegten Be- 
stimmungen, die durch Vereinbarungen der 
Kassenärztlichen Vereinigungen mit den Lan- 
desverbänden der Krankenkassen nach Maß- 
gabe bezirklicher Bedürfnisse ergänzt werden 
können, schließen die Kassenärztlichen Ver- 
einigungen mit den Krankenkassen Gesamt- 
verträge über die kassenärztliche Versorgung. 
Der Abschluß von Gesamtverträgen mit den 
Krankenkassen, deren Bereich sich über den 
Bezirk einer Kassenärztlichen Vereinigung 
hinaus erstreckt, obliegt den Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen, soweit diese nicht bei 
Kassen kleineren Ausmaßes den Abschluß 
der Verträge den unmittelbar beteiligten 
Kassenärztlichen Vereinigungen übertragen. 

Abs. 4. Gegenstand der gesetzlichen und ver- 
traglichen Regelung ist im allgemeinen nur 
die ambulante ärztliche Behandlung, nicht da- 
gegen die stationäre Behandlung im Rahmen 
der Krankenhauspflege (§ 184). Soweit die 
Vergütung für die stationäre Behandlung 
nicht durch den Pflegesatz abgegolten ist, 
sind jedoch bisher vielfach die Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen auf Grund der Ver- 
träge mit den Krankenkassen auch für die 
Abwicklung dieser Behandlung tätig ge- 
worden. Bei schärferer Trennung der beiden 
Tätigkeiten läßt der Entwurf diese Möglich- 
keit weiterhin offen. 

Abs. 5. Die Wiedereinführung paritätisch 
besetzter Vertragsausschüsse für alle Verträge 
dient vor allem der Förderung einer engen 
örtlichen Zusammenarbeit zwischen den 
Kassenärzten und den Krankenkassen. 

Abs. 6. Die Sicherstellung des Zustande- 
kommens der Verträge über die kassenärzt- 
liche Versorgung und deren Auslegung ist 
seit dem Berliner Abkommen ein wichtiger 
und notwendiger Bestandteil des Kassenarzt- 
rechts. Sie erfolgt durch die im Rahmen der 
gemeinsamen Selbstverwaltung errichteten 
Schiedsämter. 
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Abs. 7 trifft die notwendigen Bestimmungen 
für den Fall, daß bei Ablauf eines Vertrages 
ein neuer Vertrag nicht rechtzeitig zustande 
kommt, um jede Unterbrechung oder Un- 
sicherheit in der kassenärztlichen Versorgung 
auszuschließen. 

Zu § 368 h 

§ 368 h regelt die Errichtung und die Zu- 
ständigkeit der Schiedsämter. Die Bundes- 
schiedsämter sind zuständig für die Fest- 
setzung und die verbindliche Auslegung der 
Bundesmantelverträge und der von den 
Kassenärztlichen Bundesvereinigungen ge- 
schlossenen Gesamtverträge. Die Landes- 
schiedsämter sind zuständig für die Fest- 
setzung und die verbindliche Auslegung der 
von den Kassenärztlichen Vereinigungen ge- 
schlossenen Gesamterträge und der in Er- 
gänzung der Bundesmantelverträge von den 
Kassenärztlichen Vereinigungen mit den Lan- 
desverbänden der Krankenkassen geschlosse- 
nen Landesmantelverträge. Zur Wahrung der 
Einheitlichkeit der allgemeinen Grundsätze 
der kassenärztlichen Versorgung unterliegen 
die Entscheidungen der Landesschiedsämter 
auf Anrufung der Vertragsparteien der Nach- 
prüfung durch das Bundesschiedsamt. Von 
der Eröffnung eines besonderen Rechtswegs 
gegen Entscheidungen der Schiedsämter 
konnte abgesehen werden, da die Festsetzung 
und die verbindliche Auslegung der Verträge 
im Wege der gemeinsamen Selbstverwaltung 
erschöpfend erfolgt und der Rechtsweg vor 
den ordentlichen Gerichten wegen ver- 
mögensrechtlicher Ansprüche, insbesondere 
aus der Haftung für mangelhafte Vertrags- 
erfüllung nicht ausgeschlossen werden sollte. 
Im übrigen obliegt die Überwachung der ge- 
setzmäßigen Durchführung der kassenärzt- 
lichen Versorgung, zu der auch die Durch- 
führung der mangels vertraglicher Einigung 
vor den Schiedsämtern aufgestellten Bestim- 
mungen gehört, den Aufsichtsbehörden, 
gegen deren Maßnahmen wiederum den 
Krankenkassen und den Kassenärztlichen 
Vereinigungen die gesetzlichen Rechtsmittel 
zustehen. 

Abs. 6. Mit Rücksicht auf das besondere 
staatliche Interesse an der ordnungsmäßigen 
Tätigkeit der Schiedsämter ist der Erlaß der 
Schiedsamtsordnung einer Rechtsverordnung 
Vorbehalten. 

Zu § 368 i 

Die Grundsätze für die Bildung der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigungen und der 


Kassenärztlichen Vereinigungen sind bereits 
im Allgemeinen Teil unter III erörtert. 

5 368 i trifft die notwendigen organisato- 
rischen Bestimmungen in Anlehnung an die 
Grundsätze des Gesetzes über die Selbstver- 
waltung in der Sozialversicherung und an die 
Grundsätze des Bayerischen Gesetzes über 
eine Kassenärztliche, eine Kassenzahnärztliche 
und eine Kassendentistische Vereinigung 
Bayerns vom 30. September 1949. 

Abs. 9. Zur Erfüllung der ihnen gestellten 
öffentlichen Aufgaben müssen die Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen in der Lage sein, 
gewisse Zwanesbefugnisse gegenüber ihren 
Mitgliedern auszuüben, die ihre Pflichten ver- 
nachlässigen. 

Abs. 10 stellt den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen als neue und besondere Aufgabe die 
Schaffung einer ausreichenden und auf die 
Dauer gesicherten Invaliditäts-, Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung ihrer Mitglieder, 
deren Fehlen sich besonders nach den Kriegs- 
und Nachkriegsereignissen und -folgen be- 
merkbar gemacht hat und die deshalb von 
Seiten der Kassenärzte dringend gewünscht, 
auch von den Krankenkassen befürwortet 
wird. 

Zu ^ 368 k 

Abs. 1 faßt die den Kassenärztlichen Bundes- 
vereinigungen und den Kassenärztlichen Ver- 
einigungen als den Selbstverwaltungskörper- 
schaften der Kassenärzte übertragenen Auf- 
gaben zusammen. 

Abs. 2 sieht eine Teilung der Vergütung für 
die in Krankenhäusern von den leitenden 
Krankenhausärzten gewährten ärztlichen 
Sachleistungen vor, und zwar in das Honorar 
für die ärztliche Tätigkeit und in die Ab- 
geltung der notwendigen Aufwendungen. Die 
Abgeltung der notwendigen Aufwendungen, 
die unmittelbar an die Krankenhausverwal- 
tung zu zahlen ist, erfolgt nach einem 
von dem Bundesminister für Arbeit im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern zu erlassenden Tarif. 

Streit, der sich aus der Durchführung des 
Tarifs ergibt, soll unter Ausschluß des 
Rechtsweges ein Schiedsgericht entscheiden, 
das paritätisch aus Vertretern der Ärzte- 
schaft und der Krankenhäuser und einem 
unparteiischen Vorsitzenden mit der Be- 
fähigung zum Richteramt des höheren Ver- 
waltungsdienstes besetzt ist. 
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Verträge mit den Universitäten sind erfor- 
derlich, da die Polikliniken zur Durchfüh- 
rung ihrer Lehr- und Forschungsaufgaben 
ausreichende Behandlungsmöglichkeiten be- 
nötigen. 

Abs. 3 regelt die Zuständigkeitsverteilung 
zwischen den Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gungen und den Kassenärztlichen Vereinigun- 
gen nach Maßgabe der im Allgemeinen Teil 
unter III aufgeführten Grundsätze. Die Durch- 
führung der kassenärztlichen Versorgung 
einschließlich der Überwachung der kassen- 
ärztlichen Pflichten und der Verteilung der 
kassenärztlichen Gesamtvergütung ist eigene 
Angelegenheit der Kassenärztlichen Vereini- 
gungen. Die Kassenärztlichen Bundesvereini- 
gungen können Richtlinien hierfür insoweit 
aufstellen, als dies zur Durchführung der 
von ihnen im Rahmen ihrer Zuständigkeit 
geschlossenen Verträge notwendig ist. Dar- 
über hinaus ist ihnen zur Unterstützung der 
staatlichen Aufsicht die Aufgabe übertragen, 
die Betriebs-, Wirtschafts- und Rechnungs- 
führung der Kassenärztlichen Vereinigungen 
auf die Einhaltung von Gesetz und Satzung 
zu prüfen. 

Abs. 4 stellt Rahmenvorschriften für die 
Sicherstellung der Wirtschaftlichkeit der 
kassenärztlichen Versorgung auf. Die Durch- 
führung dieser Aufgabe ist Angelegenheit der 
Kassenärztlichen Vereinigungen; die Auf- 
stellung der hierfür notwendigen autonomen 
Rechtsbestimmungen ist Sache der Kassen- 
ärztlichen Bundesvereinigungen. Ebenso wie 
bei den Entscheidungen der Zulassungs- 
instanzen ist hierzu in den Vorarbeiten zum 
Sozialgerichtsgesetz vorgesehen, den durch 
die Entscheidungen betroffenen Kassenärzten 
die Möglichkeit der Klage vor dem Landes- 
sozialgericht zu eröffnen. 

Zu § 368 1 

§ 368 1 regelt die Errichtung von Bundes- 
ausschüssen der Ärzte und Krankenkassen 
und von Landesausschüssen der Ärzte und 
Krankenkassen als oberste Einrichtungen der 
gemeinsamen Selbstverwaltung auf der Bun- 
des- und auf der Landesebene. Die Bezeich- 
nung „Bundesausschuß und Landesausschuß“ 
entspricht der früheren Bezeichnung „Reichs- 
bzw. Landesausschuß“. Die Zuständigkeiten 
sind gegenüber der früheren Regelung ein- 
geengt, da ein wesentlicher Teil der dem 
Reichsausschuß vorbehaltenen Bestimmungen 
in das Gesetz aufgenommen ist. 


Zu § 368 m 

Aufgabe der Bundesausschüsse ist die Auf- 
stellung der zur Durchführung der gesetz- 
lichen Rahmenvorschriften über die kassen- 
ärztliche Versorgung notwendigen Einzel- 
bestimmungen, die in Abs. 1, zusammen- 
fassend aufgeführt sind. Neben diesen als 
autonomes Recht der gemeinsamen Selbst- 
verwaltung für deren gesamten Bereich 
rechtsverbindlichen Bestimmungen können 
die Bundesausschüsse, entsprechend der bis- 
herigen Regelung nach § 368 i alter Fassung, 
Richtlinien für den Inhalt der Verträge über 
die kassenärztliche Versorgung aufstellen. 

Zu § 368 n 

Während die Flauptaufgabe der Bundesaus- 
schüsse in der Aufstellung der autonomen 
Rechtsbestimmungen über die kassenärzt- 
liche Versorgung besteht, liegt die Hauptauf- 
gabe der Landesausschüsse in der Förderung 
der notwendigen vertrauensvollen und ver- 
ständnisvollen Zusammenarbeit zwischen 
Ärzten und Krankenkassen zur Durchfüh- 
rung der kassenärztlichen Versorgung, vor 
allem aber auch darin, die kassenärztliche 
Versorgung im Sinne fortschrittlicher Be- 
strebungen der Heilkunde durch die An- 
regung vorbeugender und gesundheitsfürsor- 
gerischer Maßnahmen zu ergänzen. 

Art. 4, §§ 2 bis 7 treffen die notwendigen 
Überleitungsbestimmungen mit dem Ziel, die 
Überleitung möglichst schnell und reibungs- 
los zu vollziehen und Mängel möglichst 
schnell abzustellen, die sich aus dem bis- 
herigen Zustand ergeben und die vertrauens- 
volle Zusammenarbeit zwischen den Ärzten 
und den Krankenkassen erschwert und beein- 
trächtigt haben. Nach Art. 4 § 5 Abs. 2 sollen 
Verträge und sonstige Regelungen, die Kran- 
kenkassen mit Krankenhäusern über die Ab- 
gabe ärztlicher Sachleistungen bis zum 1. Ja- 
nuar 1952 geschlossen haben, unberührt 
bleiben. Vordringliche Aufgaben der nach 
§ 7 erstmalig unmittelbar nach Inkrafttreten 
des Gesetzes zu errichtenden Bundesausschüsse 
sind die Schaffung neuer Zulassungsord- 
nungen, die Bildung von Vertragsausschüssen 
(§ 368 g Abs. 5), die Aufstellung von Mustern 
für die Bundesmantelverträge, die Vorberei- 
tung von Honorarabkommen (§ 368 f Abs. 2 
letzter Satz) sowie die Mitarbeit an der von 
dem Bundesminister für Arbeit mit Zustim- 
mung des Bundesrates gemäß § 368 h Abs. 6 
alsbald nach Inkrafttreten des Gesetzes zu 
erlassenden Schiedsamtsordnung. 
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Im § 1 des Gesetzes über die Ausübung der 
Zahnheilkunde vom 31. Marz 1952 wird vor- 
geschrieben: „Wer im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes die Zahnheilkunde dauernd aus- 
üben will, bedarf einer Bestallung als Zahn- 
arzt nach Maßgabe dieses Gesetzes oder als 
Arzt nach bundesgesetzlicher Bestimmung. “ 
Ober die Eingliederung der Dentisten be- 
stimmt § 8 des vorbezeichneten Gesetzes: 
„Wer bei Inkrafttreten des Gesetzes die 
staatliche Anerkennung als Dentist besitzt, 
erhält die Bestallung als Zahnarzt, wenn er 
an einem Fortbildungskursus über Mund- 
und Kiefernkrankheiten sowie Arzneimittel- 
lehre erfolgreich teilgenommen hat 

Die Eingliederung der Dentisten in den Be- 
rufsstand der Zahnärzte macht Sondervor- 
schriften für Dentisten — abgesehen von 
Vorschriften für eine gewisse Zeit des Über- 
ganges — entbehrlich. 

Die Übergangsvorschrift des § 8 stellt klar, 
daß ein Kassendentist, der die Bestallung als 
Zahnarzt erworben hat, keiner besonderen 
Zulassung als Kassenzahnarzt bedarf, viel- 
mehr für seine bisherige Praxisstelle als 
Zahnarzt zugelassen gilt. Auch ist für die 
Übergangszeit erforderlich für Dentisten, 
die nicht oder noch nicht die Bestallung als 
Zahnarzt erworben haben, Vorschriften zu 
erlassen, durch die ihre Rechte als Kassen- 
dentisten gewahrt bleiben. § 8 Abs. 2 sieht 
daher vor, daß die staatlich anerkannten 


Dentisten dieselbe Rechtsstellung im Kassen- 
arztrecht genießen wie die Zahnärzte. 

§ 8 Abs. 3 stellt sicher, daß die Dentisten 
entsprechend ihrem Stärkeverhältnis in den 
Organen der Kassenzahnärztlichen Bundes- 
vereinigung, der Kassenzahnärztlichen Verei- 
nigungen, in den Landesschiedsämtern, dem 
Bundesschiedsamt sowie den Landesausschüs- 
sen und dem Bundesausschuß für Zahnärzte 
und Krankenkassen vertreten sind. 

Nach § 8 Abs. 4 bleibt es der Zulassungs- 
ordnung Vorbehalten, Bestimmungen über 
die Zulassung der Dentisten zur Kassenpraxis 
und die Führung der Dentistenregister durch 
die Kassenzahnärztlichen Vereinigungen so- 
wie über eine entsprechende Beteiligung der 
Dentisten in den Zulassungsinstanzen zu 
treffen. Sie wird auch die Frage behandeln 
müssen, von welchem Zeitpunkt an die als 
Voraussetzung für die Zulassung geforderte 
praktische Tätigkeit als Zahnarzt bei den als 
Zahnarzt bestallten früheren Dentisten zu 
rechnen hat. 

§ 8 Abs. 5 schreibt vor, daß die Kassen- 
dentistischen Vereinigungen aufgelöst und 
ihre Rechte und Pflichten auf die Kassen- 
zahnärztlichen Vereinigungen übergehen, die 
auch das Vermögen und die Verbindlich- 
keiten der Kassendentistischen Vereinigungen 
im Wege der Gesamtrechtsnachfolge über- 
nehmen. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 21. November 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 30. Oktober 1952 — 7 — 81 102 
— 1200/52 IV — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 96. Sitzung am 21. November 1952 gemäß Artikel 76 Absatz 2 
des Grundgesetzes zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Regelung der 
Beziehungen zwischen Ärzten, Zahnärzten und 
Krankenkassen (Kassenarztrecht) 

die nachstehende Entschließung angenommen hat: 

„Gegen die Vorlage hat der Bundesrat so schwerwiegende Bedenken, 
daß ihnen im Rahmen einzelner Empfehlungen nicht begegnet 
werden kann. Diese verfassungsrechtlichen Bedenken erfordern eine 
grundsätzliche Umgestaltung des Entwurfs, die im Rahmen der dem 
Bundesrat gesetzten Frist nicht möglich ist. Der Bundesrat unterläßt 
es deshalb, zur Vorlage der Bundesregierung Stellung zu nehmen, 
und beauftragt den federführenden Ausschuß, nach Besprechung mit 
den beteiligten Ausschüssen Bundesratsmitglieder oder deren Be- 
auftragte zu benennen, die seine Stellungnahme in den beteiligten 
Ausschüssen des Bundestages vertreten." 

In Vertretung 

Kopf 
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